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SONDERWIRTSCHAFTSZONEN. Heu-
te im Bundestag berichtet: Die FDP-
Fraktion plädiert dafür, in den neuen
Ländern „Modellregionen für Deregu-
lierung und Bürokratieabbau“ zu schaf-
fen (Antrag 15/1134).Die Zulassung von

Modellregionen für die wirtschafts-
schwachen Regionen, in denen das
Bundesrecht flexibel angewendet wer-
den kann,sei „das Gebot der Stunde“.Sie
seien zur Förderung von Investitionen
und zur Schaffung zusätzlicher Arbeits-
plätze dringend notwendig. Beispiele für
solche „Öffnungsklauseln“ sind nach
Auffassung der FDP das Bau- und das
Baunebenrecht des Bundes, das Arbeits-
recht, das Ladenschlussgesetz und das
Planungsrecht. Die Regierung solle Mo-
dellregionen benennen und Kriterien
festlegen, nach denen die interessierten
Regionen Modellpläne erstellen, heißt es
in dem Antrag.

VEREINHEITLICHUNG NACH UNTEN.
Der Bundesrat verlangt in einem Gesetz-
entwurf (15/1076) die Absenkung der So-
zialhilfesätze in den Bundesländern
Brandenburg und Sachsen-Anhalt auf
das Niveau der übrigen neuen Länder; in
Berlin soll die Anpassung der Regelsätze
bis 1. Juli 2005 ausgesetzt werden. Damit
würden in Brandenburg die Regelsätze
zum 1. Juli 2003 um 3 Euro und in Sach-
sen-Anhalt um 1 Euro erhöht, während
sie in den übrigen neuen Ländern um 4
Euro auf 283 Euro steigen. In Berlin wür-
de der Regelsatz von jetzt 293 Euro ein-
gefroren. Die Länderkammer schreibt,
durch die Gesetzesänderung würden die
Kommunen in Sachsen-Anhalt um rund
2,5 Millionen Euro pro Jahr finanziell
entlastet.Das Land als überörtlicher Trä-
ger der Sozialhilfe würde jährlich um
rund 65000 Euro entlastet, und in Berlin
könnten Mehrausgaben in Höhe von 14,7
Millionen Euro vermieden werden. Die
Regelsätze im Land Berlin entsprächen
derzeit denen der meisten alten Bundes-
länder, obwohl die Beschäftigungssitua-
tion und die Wirtschaftsentwicklung in
Berlin eher einem neuen Bundesland
vergleichbar sei.

TERRORISMUSBEKÄMPFUNG. Am 4.
Juni fand eine Expertenanhörung des
Rechtsausschusse zum Gesetzentwurf
von SPD und Bündnisgrünen (15/813)
wie zum Antrag der CDU/CSU (15/540)
zur Neufassung des Paragraphen 129 a
des Strafgesetzbuches und anderer Ge-
setze, mit der ein Rahmenbeschluss der
Europäischen Union vom 13. Juni 2002
zur Terrorismusbekämpfung in nationa-
les Recht umgesetzt werden soll. Eine
Mehrheit der Sachverständigen wandte
sich gegen die Absicht der Regierungs-
fraktionen, in diesem Gesetzeskontext
die Strafverfolgung einer Reihe von
Straftaten nicht per se als terroristisch
einzustufen und dies stattdessen von ei-
ner nachgewiesenen terroristischen Ab-
sicht abhängig zu machen. Andererseits
lehnten die meisten Experten die Pläne

der Union ab, bei der anstehenden Neu-
regelung die bloße „Sympathiewerbung“
für terroristische Vereinigungen wieder
unter Strafe zu stellen. Mehrere Sach-
verständige bemängelten am Entwurf
von SPD und Grünen die Verwendung un-
bestimmter und deshalb dehnbarer
Rechtsbegriffe wie etwa „schwerwiegen-
de Einschüchterung“, was wegen der
schwierigen Auslegung in der Praxis zu
erheblichen Problemen führen werde.
Lediglich Gerhard Werle, Rechtsprofes-
sor an der Berliner Humboldt-Univer-
sität, und der Frankfurter Rechtsanwalt
Eberhardt Kempf vom Deutschen An-
walt-Verein befürworteten den Regie-
rungsentwurf.
Der Münchner Oberstaatsanwalt Helmut
Meier-Staude sprach von einem „Gesetz
zur Verhinderung der Strafverfolgung“.
Die bisherigen Regelungen seien vor al-
lem auch wichtig gewesen für die Einlei-
tung von Ermittlungen etwa mit Hilfe
von Telefonüberwachungen und Lausch-
angriffen. Meier-Staude: „Da werden
Möglichkeiten verringert“.Auch der ehe-
malige Oberlandes-Richter Eckhart von
Bubnoff (Nußloch) konstatierte Ein-
schränkungen bei der Strafverfolgung.
Der Paragraph 129 a sei in besonderem
Maße bedeutsam gewesen als „Schlüs-
sel“ für Ermittlungen auch im grenz-
übergreifenden Bereich wie auch bei Ein-
griffen in Computersysteme. Volkhard
Wache, Generalbundesanwalt beim
Bundesgerichtshof, plädierte ebenfalls
dafür, die Bedingung des Nachweises ei-
ner terroristischen Absicht bei bestimm-
ten Straftaten zu streichen.

DISTIMO-PROZESS VOR DEM BGH.
Der Bundesgerichtshof hat am 12. Juni
über Schadensersatzsprüche an Hinter-
bliebene aus dem griechischen Dorf Dis-
tomo verhandelt. Das Urteil soll in weni-
gen Wochen folgen. Dazu erklärte Petra
Pau, PDS im Bundestag: Vor rund 60 Jah-
ren wurde in dem griechischen Bergdorf
Distomo ein Massaker angerichtet,das zu
den brutalsten im 2. Weltkrieg gezählt
wird. Die Opfer waren Frauen, Kinder,
Greise, Säuglinge. Die Täter waren deut-
sche Soldaten. Die rechtliche Frage, ob
die Bundesrepublik Deutschland als
Rechtsnachfolgerin des Deutschen Rei-
ches zum Schadensersatz verpflichtet
werden kann, ist nachgeordnet. Sie stän-
de überhaupt nicht, hätten die Bundes-
regierungen vergangener Jahrzehnte mo-
ralisch und politisch entschieden und
Schadensersatz geleistet. Die PDS hat
das mehrfach gefordert. Das Massaker in
Distomo wurde von der Waffen-SS aus-
geführt. Ich erinnere daran, dass es nach
wie vor nicht strafbar ist, wenn alte und
neue Nazis skandieren: „Ruhm und Ehre
der Waffen-SS!“ Gegen diesen Skandal
hat die PDS mehrfach Änderungen be-
antragt. Sie harren einer positiven Ant-
wort. Fazit: Unabhängig davon, wie der
BGH urteilt, bleiben politische Defizite.
(Zum BGH-Prozess siehe auch unseren
Artikel Seite 7).
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Nach den Parteitagen von SPD und
Bündnis 90/Die Grünen kommt die von
Schröder losgetretene „AGENDA 2010“
nun in das Stadium der Gesetzgebung.
Mit unterschiedlichem Tempo: Das Ge-
sundheitsreformgesetz von Ministerin
Ulla Schmidt liegt schon im Bundestag
und soll in dieser Woche in erster Lesung
beraten werden. Enthalten im Gesetz ist
u.a. die Herausnahme des Krankengelds
aus der paritätischen Finanzierung (im
Gesetzentwurf gelöst durch die Ände-
rung des Beitragsschlüssels: 53% des
Krankenversicherungsbeitrags zahlt
künftig der Arbeitnehmer,47 Prozent der
Arbeitgeber).Dieses Gesetz soll nach den
Plänen der Bundesregierung bereits An-
fang Juli im Bundestag abschließend be-
raten werden und wäre damit möglicher-
weise schon im Herbst in Kraft.

Ein zweiter Teil der „Agenda“ liegt
derzeit als Referentenentwurf von Mi-
nister Clement vor: Die Verkürzung der
Anspruchsdauer beim Arbeitslosengeld
und die Verschlechterungen im Kündi-
gungsschutz. Beide Änderungen bedür-
fen nach Meinung der Bundesregierung
nicht der Zustimmung des Bundesrats
und damit der CDU/CSU. Sie sollen zum
1.1.2004 in Kraft treten.Wer nach diesem
Datum arbeitslos wird – oder im Zu-
sammenhang mit einem Sozialplan vor
Eintritt in die Arbeitslosigkeit in eine
Transfer- oder Qualifizierungsgesell-
schaft abgeschoben wird – hat künftig
nur noch 12 Monate Anspruch auf Ar-
beitslosengeld, wer älter als 55 Jahre ist,
nur noch 18 Monate. Gegenüber der bis-
herigen Regelung bedeutet das für ältere
Arbeitslose einen Verlust von bis zu 14
Monaten Arbeitslosengeld.Bei einem an-
genommenen vorherigen Gehalt von
2.500 Euro brutto zahlen die Arbeitsäm-
ter zur Zeit monatlich etwa 950 Euro Ar-
beitslosengeld. Umgerechnet auf 14 Mo-
nate verlieren diese Arbeitslosen also
durch die neue Regelung fast 14.000 Eu-
ro. Für viele ältere Beschäftigte bedeutet
Entlassung in Arbeitslosigkeit deshalb
künftig den Absturz in die Armut – zu-
mal sie keine Möglichkeit mehr haben,
durch irgendwelche Sozialplanregelun-
gen (Transfergesellschaft, Kurzarbeit-
Null usw.) sich bis zum Rentenbeginn zu
„retten“. Ihnen bleibt vielfach nur noch
der Verbrauch aller angesammelten Er-
sparnisse und die gleichzeitige verzwei-
felte Suche nach Minijobs oder schlecht-
bezahlter Leiharbeit.

Zumal die Regierung in ihrer „Agen-
da“ auch am hinteren Ende des Arbeits-
losengeldbezugs – bei der Arbeitslosen-
hilfe – weitere drastische Verschlechte-
rungen plant.

Dabei ist die Arbeitslosenhilfe schon
seit Jahresanfang drastisch verschlech-
tert worden. Fielen bis dahin schon etwa
30 Prozent aller Antragssteller (vor allem
Frauen) durch die Maschen, weil ihr Fa-
milienvermögen oder das Einkommen ih-
res Partners „zu hoch“ waren, so ist seit
1.1.2003 bereits ein Geldvermögen (Giro-
konto, Bargeld, Sparbücher, Lebensver-
sicherungen etc.) von über 200 Euro pro
Lebensjahr (bei einer 45-jährigen Person
also über 9.000 Euro) Grund genug, um
jede Zahlung von Arbeitslosenhilfe zu
verweigern. Antragsteller, die darüber
liegen, werden vom Amt nach Hause ge-
schickt mit der Bemerkung, sie sollten
wiederkommen, wenn ihr Vermögen ver-
braucht sei. Ähnlich dramatisch sind die
Folgen der seit 1.1.2003 deutlich gesenk-
ten Freibeträge beim Partnereinkommen:
Alles Partnereinkommen oberhalb der
sog. „hypothetischen Arbeitslosenhilfe“
(das ist die Arbeitslosenhilfe,die der noch
berufstätige Partner bei seinem derzeiti-
gen Einkommen beziehen würde) plus
geringe Zuschläge werden seitdem von
der Arbeitslosenhilfe abgezogen. Gegen-
über der bis 1.1.03 geltenden Regelung
wurden die Freibeträge um ca.30 Prozent
verringert. Das führt in der Praxis dazu,
dass vor allem Frauen mit niedrigen Ein-
kommen nun überhaupt keinen An-
spruch auf Arbeitslosenhilfe mehr haben.

Als dritten Teil ihrer „Agenda“ plant
die Regierung nun, diese ohnehin ge-
senkte Arbeitslosenhilfe ab 1.1.2004 auf

Sozialhilfeniveau zu senken.Welche Fol-
gen das genau haben wird, ist noch offen,
da die Experten noch über viele wichti-
ge Einzelheiten streiten und bisher noch
nicht einmal ein Referentenentwurf vor-
liegt.Aber fest zu stehen scheint, dass die
Regierung durch die neue Regelung etwa
1 Million Menschen aus dem Bezug von
Arbeitslosenhilfe völlig herauswerfen
will, vermutlich durch erneut abgesenk-
te „Vermögensfreigrenzen“ (bei Sozial-
hilfe ist im Unterschied zur Arbeitslo-
senhilfe auch selbstgenutztes Wohnei-
gentum und ein Auto nicht von der „Ver-
mögensanrechnung“ geschützt, Zahlun-
gen unterbleiben solange, bis das Geld-
vermögen auf erbärmliche 1.250 Euro pro
Person gesunken ist etc.). Eine Auswei-
tung von Armut in Größenordnungen so-
wie ein verbreitetes Wiederaufleben von
Altersarmut werden deshalb die abseh-
baren Folgen dieser „Reformen“ sein.

In der Debatte um diesen „dritten“ Teil
der „Agenda 2010“, die vielfach erst jetzt
beginnt, liegt von Seiten der IG Metall
seit Ende März ein Positionspapier vor,
das bisher kaum zur Kenntnis genommen
wurde, aber wichtige Gegenpositionen
formuliert und auf das deshalb hier hin-
gewiesen werden soll. Es handelt sich um
das Papier „Position der IG Metall zur
Einrichtung von Jobcentern und Krite-
rien für die Zusammenführung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe zu einem
Arbeitslosengeld II“. Erstellt von der so-
zialpolitischen Abteilung im Vorstand
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der IG Metall (Schmitthenner), wurde es
vom geschäftsführenden Vorstand gebil-
ligt und zirkuliert seitdem.

Das Gegenpapier der IG Metall

„Die bereits durch das ‚Erste Gesetz für
moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt‘ vorgenommenen massiven Kür-
zungen der Arbeitslosenhilfe widerspre-
chen den Empfehlungen der Hartz-Kom-
mission und werden sozialstaatlichen
Kriterien nicht gerecht. Sie können des-
halb von der IG Metall nicht akzeptiert
werden“, heißt es darin richtig. Zwar sei
die IG Metall für die Einrichtung von
Job-Centern und die Zusammenlegung
von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe.
Diese Zusammenlegung dürfe aber nicht
durch Absenkung der Arbeitslosenhilfe
auf Sozialhilfe erfolgen, sondern durch
Anhebung der Sozialhilfe auf ein men-
schenwürdiges Niveau.

„Die Arbeitslosenhilfe ist in den letz-
ten Jahren sukzessive gekürzt worden.
Beispielhaft seien hier genannt:
– die jährliche Herabbemessung der Ar-

beitslosenhilfe um 3% (diese wurde
1996 durch die damalige konservativ-
liberale Bundesregierung eingeführt
und im Job-AQTIV-Gesetz durch die
rot-grüne Koalition für die Teilnehmer
an Weiterbildungsmaßnahmen zeitlich
begrenzt)

– die Abschaffung der originären Ar-
beitslosenhilfe (durch die konservativ-
liberale Bundesregierung wurde die
Bezugsdauer eingeschränkt, die rot-
grüne Bundesregierung hat sie 2000
vollständig abgeschafft)

– die Kürzung der Abführung zur ge-
setzlichen Rentenversicherung für Ar-
beitslosenhilfebezieher (Bemessungs-
grundlage ist seit 1999 der Zahlbetrag
der Arbeitslosenhilfe und nicht mehr
80% des vormaligen Einkommens)

– … 
– mehrfache Verschärfungen der Zumut-

barkeitsregelung (nach sechs Monaten
ist eine Entlohnung in Höhe der Loh-
nersatzleistung zumutbar, ein Berufs-
schutz existiert seit 1996 nicht mehr,
durch das Gesetz für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt kann von
„familiär Ungebundenen“ spätestens
nach drei Monaten der Arbeitslosigkeit
ein Umzug verlangt werden.
Durch diese Kürzungen ist es zu einer

stärkeren Überschneidung des Kreises
der Bezieher von Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe gekommen.“

Richtig weist die IG Metall sodann
darauf hin, dass die zunehmende Aus-
breitung von Sozialhilfe- und Arbeitslo-
senhilfebezug (bundesweit sollen inzwi-
schen fast 6 Millionen Menschen von ei-
nem oder beiden Systemen leben) auch
eine Folge der „Ausweitung von Niedrig-
lohnsektoren und prekären Arbeitsver-
hältnissen (sind). Diese führt dazu, dass
ein erheblicher Teil der erwerbstätigen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
in Armut arbeitet.“

Für das in Planung befindliche soge-

nannte „Arbeitslosengeld II“ fordert die
IG Metall deshalb, dieses müsse in der
Höhe „zumindest wie bisher in der Ar-
beitslosenhilfe“ liegen. Weiter: „Für Alg
II werden auf Basis von 80% des Bemes-
sungsentgeltes Beiträge an die gesetzli-
che Renten- und Krankenversicherung
erbracht“ (bisher nur auf Basis der Ar-
beitslosenhilfe, bei Sozialhilfe werden
überhaupt keine Beiträge zur Rentenver-
sicherung abgeführt). Die Bedürftig-
keitskriterien (mithin auch die Verweige-
rung der Zahlung wg. angeblich „zu ho-
hem Partnereinkommen“ oder „zu ho-
hem Vermögen“) sollen „denen der Ar-
beitslosenhilfe und nicht denen der So-
zialhilfe“ entsprechen. „Gleiches gilt für
die Zumutbarkeitsregelungen“ bei Ar-
beitsaufnahme.Und schließlich: „Als Er-
gänzung und nicht als Ersatz zum Lohn-
ersatzleistungsprinzip wird eine be-
darfsorientierte Mindestsicherung in die
Arbeitslosenversicherung eingeführt.“

All das sind vernünftige Forderungen,
denen in der Debatte um das künftige Alg
II eine weitere öffentliche Verbreitung
und Unterstützung zu wünschen sind.
Zumal die Bundesregierung die Städte
und Gemeinden schon zur Zustimmung
zu diesen Grausamkeiten lockt mit dem
Angebot,das neue Alg II werde vom Bund
gezahlt und entlaste so die Haushalte der
Gemeinden. Dass am Ende des Pro-
gramms eine Zunahme von Armut stehen
wird und die Folgekosten – Schulden,
Krankheit, Obdachlosigkeit, Altersar-
mut – ganz bestimmt wieder bei den
Kommunen landen, wird derzeit von vie-
len nur auf kurzfristige Entlastung ach-
tenden Finanzplanern der Kommunen
gerne übersehen. rül
Das Papier des IG Metall-Vorstands ist
bei der Abteilung Sozialpolitik zu bezie-
hen (Tel. 069-6693-2349, Fax 069/6693-
2006, Mail: angelika.beier@igmetall.de,
axel.gerntke@igmetall.de)

Sudetendeutscher Tag 2003

Stoiber fordert Gleich-
behandlung mit 
Bosnien-Herzegowina,
Kosovo und Kongo
60 000 sollen es nach Angaben der Veran-
stalter gewesen sein, die zum 54. Pfingst-
treffen der Sudetendeutschen Lands-
mannschaft (SL) in Augsburg zu-
sammenkamen. Beobachter aus Augs-
burg halten das für übertrieben, aber
40.000 wären immer noch eine stattliche
Zahl. Jedenfalls war die Schwabenhalle
im Augsburger Messegelände gut voll, als
der schwäbische SL-Obmann und Show-
master Gerhard Müller die Hauptkund-
gebung eröffnete. Die stand, wie der bay-
rische Ministerpräsident und Hauptred-
ner Edmund Stoiber (CSU) bekannt gab,
„ganz im Zeichen der Erweiterung der
Europäischen Union nach Osten“. Der
Erweiterungsprozess allerdings war
nicht ganz nach den Vorstellungen von
Stoiber und der CSU verlaufen. Am 1.
Mai 2004 wird die Tschechische Republik
Mitglied der EU werden, ohne vorher ih-
re Entnazifizierungsgesetze aus der
Nachkriegszeit (sog.Beneš-Dekrete) auf-
gehoben zu haben.„Wir sind enttäuscht“,
erklärte Stoiber, und die Bundesregie-
rung sei schuld. Die habe nämlich keinen
Finger gerührt, um die Forderungen von
CSU und SL durchzusetzen. Stoiber prä-
zisierte seine Vorstellungen von den ein-
schlägigen Aufgaben der Bundesregie-
rung innerhalb „deutschen Demokratie“
sowie außerhalb derselben folgenderma-
ßen: „Selbstverständlich müssen wir im-
mer wieder allen Verletzungen von Men-
schenrechten widerstehen. Das gehört
zum Kernbestand der deutschen Demo-
kratie und der deutschen Politik insge-
samt – über alle Grenzen hinweg. Aber
ich sage ganz offen: Wenn man gegenüber
Menschenrechtsverletzungen klar und
deutlich in Bosnien-Herzegowina oder
im Kosovo oder im Kongo das Wort er-
greift, dann erwarte ich von solchen Po-
litikern, die Deutschland repräsentieren,
eine Gleichbehandlung der deutschen
gegenüber allen anderen Menschen-
rechtsverletzungen in der Welt.“ Wurden
die Kriege in Bosnien-Herzegowina und
im Kosovo mit Worten geführt? Wird jetzt
über Worteinsätze in der Republik Kon-
go debattiert? Wie passen Stoibers Sätze
zu seiner späteren Aussage, die Charta
der Heimatvertriebenen vom 5. August
1950 enthalte eine „Absage an jegliche
Gewalt“ und dies sei einer der Gründe,
weshalb er, Stoiber, den 5. August als na-
tionalen Gedenktag für die Opfer von
Vertreibungen vorschlage? Die vorher zi-
tierten Sätze, die vom Publikum – ein-
schließlich dem Augsburger Oberbürger-
meister Wengert (SPD) – mit heftigem
Applaus quittiert wurden, stehen freilich
nicht in Stoibers Redemanuskript und
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kommen folglich in den Presseberichten
über den Sudetendeutschen Tag in der
Regel nicht vor.

Eine spontane Eingebung Stoibers
waren sie allerdings nicht. Das zeigt eine
ähnliche Passage in der Rede des bayri-
schen Landtagspräsidenten und SL-
Sprechers Johann Böhm (CSU).Er sprach
von einem enttäuschten „Hoffnungs-
schub“ im Zusammenhang mit der Auf-
nahme Tschechiens in die EU und fuhr
dann fort: „Diese ist ja nicht etwa nur ei-
ne Wirtschafts- und Währungsunion; sie
ist eine Rechte- und eine Wertegemein-
schaft. Kann in dieser Gemeinschaft ein
Land Platz haben, das im Rahmen einer
ethnischen Säuberung ein Viertel seiner
Bevölkerung verjagt hat? Am Balkan ließ
doch erst vor wenigen Jahren die westli-
che Gemeinschaft ihre Militärmacht ge-
gen solche ‚Säuberungen‘ aufmarschie-
ren! Gelten dort andere Regeln als in
Kerneuropa? Offenbar.“ Böhm verband
diese Äußerung mit der Be-
hauptung, sie (die Tschechen)
hätten „bisher keine über-
zeugende Antwort auf die
Frage gefunden, was sie zur
Vertreibung und Enteignung
der Deutschen legitimiert
hat“. Unter „den Übergrif-
fen“ Nazi-Deutschlands hät-
ten schließlich etliche Länder
zu leiden gehabt. „Fast alle
haben nach Kriegsende Ver-
geltungsmaßnahmen gegen
Deutsche durchgeführt. Kein
Land aber hat so rücksichts-
los zugefasst wie die Tsche-
choslowakische Republik.“ 

Nun ist kaum ernsthaft zu
erwarten, dass die CSU sich
demnächst für die Bombar-

dierung von Prag einsetzen wird.Die Äu-
ßerungen von Stoiber und Böhm häm-
mern aber in Zigtausende von Köpfen die
Meinung, zur Durchsetzung der CSU-
und SL-Forderungen an Tschechien sei
jede tatsächlich ergriffene Maßnahme,
auch die aggressivste, völlig legitim.

Dazu passt das – gelinde gesagt – un-
gewöhnliche Vorgehen, dass zuerst Ed-
mund Stoiber dem Präsidenten des Eu-
ropäischen Parlaments, dem Iren Patrick
Cox, eine Video-Grußbotschaft an den
Sudetendeutschen Tag abbettelte und
dann Johann Böhm diese Grußbotschaft
in seiner Rede teils nach eigenen Wün-
schen uminterpretierte, teils sie in äu-
ßerst rüder Form zerpflückte.

Seine Vorstellung vom Verhältnis zwi-
schen Deutschland und Tschechien
innerhalb der EU drückte Böhm durch
folgenden bemerkenswerten Vergleich
aus: „Will ich als Beamter eingestellt
werden, muss mein Führungszeugnis

sauber sein. Ist letzteres nicht der Fall,
muss ich mit Abweisung rechnen.“ Klar,
wer hier der Boss ist.

Von den vielen erwähnenswerten Ein-
zelheiten, die bei diesem Sudetendeut-
schen Tag sonst noch zu beobachten wa-
ren, sei schließlich noch die Tatsache be-
richtet, dass sich der CSU-Politiker
Böhm heftig für die doppelte Staatsbür-
gerschaft einsetzte.Von einer Diskussion
mit tschechischen Politikern im Herbst
2002 in München berichtete er: „Ich ha-
be gefragt: ‚Warum bringt es Tschechien
nicht fertig zu sagen: Wer als Sudeten-
deutscher in die alte Heimat zurückkeh-
ren will, der darf das! Er erhält die tsche-
chische Staatsangehörigkeit und darf die
deutsche behalten.‘ Das wäre die Aner-
kennung des Heimatrechtes.“ Bedenken
im Hinblick auf mögliche Loyalitätskon-
flikte, wie sie seine Parteifreunde bei den
Debatten über die doppelte Staatsbür-
gerschaft von „Ausländern“ im deut-
schen Inland äußerten, quälten ihn dabei
offenbar nicht. Tatsächlich wären derar-
tige Konflikte ja auch unwahrscheinlich,
haben doch die „Landsmänner und
-frauen“, die der Landsmannschaft bis
heute die Treue halten, hinlänglich be-
wiesen, was ihnen ihr Deutschtum wert
ist. Sicherheitshalber ist aber auch hier
die heikle Passage mit der Staatsbürger-
schaft im Redemanuskript nicht enthal-
ten.

Bernd Posselt übrigens, der Vorsitzen-
de der SL, freute sich erneut über „unse-
re sudetendeutsche Botschaft in Prag“
(„ob dies einigen passt oder nicht“) und
lobte den unverdrossenen Einsatz seines
Vereins für Menschenrechte, Frieden und
Freiheit. Die Kampagne, mit der die CSU
beweisen will,dass die Tschechen mit Bil-
ligung der Weltkriegsalliierten einen Völ-
kermord an Deutschen begingen, soll
auch nach der Aufnahme Tschechiens in
die EU unvermindert weitergehen. Das
Thema werde, so die Ankündigung aller
Redner, künftig bei jeder passenden und
unpassenden Gelegenheit auf den euro-
päischen Tisch kommen.

Renate Hennecke, Redaktion Deutsch-
Tschechische Nachrichten

„Sudetendeutscher Tag sieht Gespenster“ – diese Parole am gemeinsamen Info-
stand des Forums Augsburg und der VVN interessierte nicht wenige. Der Stand
zog nicht nur zahlreiche Gegner des Sudetentums an, sondern auch viele ge-
sprächsbereite und gegenüber der Landsmannschaft und ihren Spitzenfunktio-
nären kritisch eingestellte sogenannte Sudetendeutsche, die sich für das Flug-
blatt und eine kritische Denkschrift interessierten.
Quelle: http://www.forumaugsburg.de/s_3themen/Sudeten/

Am 8.6, zur Hauptkundgebung des Sudeten-
deutschen Tages, gelang es den Medienstrate-
gen der Sudetendeutschen Landsmannschaft,
die „Benes-Dekrete“ zum Schlagwort des Ta-
ges und die „Vertreibung“ zum Ereignis des Ta-
ges zu machen  Zu diesem Ergebnis kommt der
„Deutsche Wortschatz online“ der Uni Leipzig,
der täglich Tageszeitungen und Newsdienste
auswertet. Die Grafik zeigt die in diesem Zu-
sammenhang ermittelten signifikanten Kollo-
kationen, d.h. die Begriffe, die statistisch sig-
nifikant mit dem Ausgangsbegriff gemeinsam
auftreten.

Quelle: http://wortschatz.informatik.uni-leipzig.de/
wort-des-tages/2003/06/08/  Ausführlicher auch unter:
http://www.forumaugsburg.de/s_3themen/Sude-
ten/030616_presse/index.htm
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Die PDS zum
Kongo-Einsatz

Im Vorfeld der Bundestagsentscheidung
machten die beiden PDS-Abgeordneten,
Petra Pau und Gesine Lötzsch, deutlich,
wie gerne sie der Entsendung von
Bundeswehrsoldaten im Rahmen des
EU-Einsatzes zustimmen würden. Gesi-
ne Lötzsch veröffentlichte am 4.6. eine
Presseerklärung mit dem Tenor: „Wer
ohne einen Antrag gesehen zu haben,
nein sagt, der macht sich unglaubwür-
dig“ – so als könne man sich angesichts
der zu diesem Zeitpunkt zugänglichen
Informationen keine eigenen Gesichts-
punkte entwickeln. Obwohl der Antrag
längst bekannt ist, findet eine Stellung-
nahme der Abgeordneten in Kritik des
Antrags bis heute, 17.6., nicht.

Petra Pau schützte am 5.6. in einer
„Aktuellen Notiz: Kongo I“ auf ihrer
Homepage vor,„Rat“ zu suchen,war sich
aber schon ziemlich sicher, dass die
Gründe gegen einen Militäreinsatz im
Kongo kaum „hinreichend und gut“
seien. (http://www.petra-pau.de/ak-
tuell/index_p.htm)

Demgegenüber traten der außenpoli-
tische Sprecher des PDS-Parteivorstan-
des Wolfgang Gehrke und die PDS-Eu-
ropaabgeordnete Sylvia-Yvonne Kauf-
mann dankenswert deutlich gegen die
EU-Intervention ein.

Wolfgang Gehrke zog in seiner Stel-
lungnahme vom 13. Juni – „Die PDS und
ihre Position zur Beteiligung der
Bundeswehr an einem Militäreinsatz der
EU in der DR Kongo“ – die Schlussfol-
gerungen:

„1. Die PDS fordert die Bundesregie-
rung auf, alles zu tun, um die UNO-Mis-
sion im Kongo rasch zu verstärken, ihre
Finanzierung sicher zu stellen und nicht
den aus der Sache heraus nicht zu er-
klärenden und zu rechtfertigenden Um-
weg über eine ,Interims-Eingreiftruppe‘
der EU unter französischem Kommando
zu gehen. Diese ,Interims-Eingreiftrup-
pe‘ lehnen wir ab.

2. Einem Einsatz der Bundeswehr im
Kongo können wir schon deshalb nicht
zustimmen, weil das Grundgesetz einen
solchen Einsatz nicht zulässt. Deutsch-
land soll sich umfassend zivil engagie-
ren. Wir lehnen prinzipiell den Aufbau
und Einsatz der EU-Eingreiftruppen ab.

3. Vieles deutet darauf hin, dass eine

neue Grundsatzdiskussion über die
deutsche Außen- und Sicherheitspolitik
ins Haus steht.Wir fordern diese ein und
wollen sie. Für eine solche Debatte
spricht u.a.:
• die neuen verteidigungspolitischen
Richtlinien der Bundeswehr, die NATO-
Entscheidung (mit deutscher Zustim-
mung) zum Aufbau der NATO-Eingreif-
truppe, der parallele Aufbau der EU-
Eingreiftruppe;
• die „Verarbeitung des Irak-Krieges“,
die notwendige Neugestaltung der Be-
ziehungen zu den USA;
• das weltweite Engagement der Bun-
deswehr und seine Folgen.
…“

Dringlich wäre nun, dass die PDS in
Kritik der deutschen Außenpolitik auch
wirklich Alternativen erarbeitet.

Sylvia-Yvonne Kaufmann schlägt in
ihrer Presseerklärung vom 5. Juni –
„Kongo: Kein Zündeln mit EU-Ein-
greiftruppe“ vor:

… sollten folgende Maßnahmen ein-
geleitet werden:

1. Die UN-Blauhelmmission im Kon-
go (MONUC) nach Kapitel VI der UN-
Charta muss umgehend entsprechend
den von UN-Generalsekretär Kofi An-

EU-Intervention im Kongo

Probelauf für
die EU-Armee 
Die Bundesregierung hat am 13.Juni vor-
behaltlich der Zustimmung des Bundes-
tages beschlossen, dass sich die BR
Deutschland mit bis zu 350 Soldaten an
der EU-Truppe im Kongo beteiligt. Der
Bundestag entscheidet am 18. Juni. Sei-
ne Zustimmung steht nicht in Zweifel.
Die Soldatinnen und Soldaten werden in
der logistischen Basis der Kampftruppen
in Uganda, beim Lufttransport zu dieser
Basis, im fliegenden Lazarett (MedVac)
und im Stab im Hauptquartier in Paris
zum Einsatz kommen, außer in Not- und
Evakuierungsfällen nicht auf dem Terri-
torium des Kongo.

Grundlage des Einsatzes ist die UN-
Resolution 1484 (2003) vom 30.5. Sie er-
mächtigt die EU, eine „interimistische
multinationale Noteinsatztruppe in Bu-
nia bis zum 1. September 2003“ zu dislo-
zieren,um „in enger Abstimmung mit der
MONUC“ – den in der Provinz Ituri sta-
tionierten UN-Kräften – zur „Verbesse-
rung der humanitären Lage in Bunia“
beizutragen und den Schutz der Binnen-
flüchtlinge in den Lagern zu gewährleis-
ten. Dabei habe sie alle zur Erfüllung ih-
res „Mandates erforderlichen Maßnah-
men“ zu ergreifen.1 An der „Operation“
mit dem Codenamen Artemis beteiligen
sich neben den EU-Mitgliedstaaten Süd-

afrika und Kanada. Die ersten französi-
schen Einheiten sind im Kongo einge-
troffen und haben sogleich eine Miliz der
Lendu angegriffen. Insgesamt soll die
EU-Kampftruppe mit UN-Mandat eine
Stärke von 1500 Mann erreichen.

Damit sind gravierende Probleme des
EU-Einsatzes unter UN-Mandat bereits
angedeutet.

Seit Februar 2000 ist im Kongo mit Zu-
stimmung aller Konfliktparteien auf
Grundlage des Kapitels IV der UN-Char-
ta eine UNO-Mission, MONUC, einge-
setzt, zu deren Aufgaben gehört, „Zivil-
personen, die unmittelbar von körper-
licher Gewalttätigkeit bedroht sind,
Schutz zu gewähren“. Diese UN-Kräfte
sind unterbesetzt, unterfinanziert und
kaum in der Lage, sich selbst, geschwei-
ge denn die vor den Kämpfen Zuflucht
suchende Zivilbevölkerung zu schützen.
Seit Monaten bemüht sich UN-General-
sekretär Annan, zusätzliche Mittel für
MONUC zu erhalten. Obwohl die Kämp-
fe erneut eskalierten, blieben seine Be-
mühungen ohne Erfolg. Stattdessen be-
trieb die EU die Entsendung ihrer eige-
nen Interventionstruppe, mit UN-Man-
dat, aber nicht der UNO unterstellt.

Auf ein weiteres Problem weist die In-
formationsstelle Militarisierung (IMI)
hin, die die zur Legitimation des EU-Mi-
litäreinsatzes angeführten humanitären
Gründe als vorgeschoben bezeichnet: 

„Der Einsatz ist auf Bunia und bis 1.
September beschränkt. Die 1400 Solda-
ten können in dieser kurzen Zeit ledig-
lich weitere größere Massaker in der
Stadt selbst verhindern,die schlimmsten
Gräueltaten passieren aber in den um-

liegenden, ländlicheren Gebieten.
Schritte zu einer langfristigen Lösung
des äußerst komplizierten Konfliktes
werden nicht unternommen. Auf diese
Weise werden die EU-französischen
Truppen bei der bisher geplanten Stärke
lediglich selbst zur Kriegspartei. D.h. die
Truppen sind dann eine weitere Kriegs-
partei im dortigen Konflikt. Immanenter
Ausweg innerhalb der militärischen ,Lo-
gik‘ wäre eine deutlich größere Truppe.
,Es müsste eine Truppe sein, die mindes-
tens aus 10.000 Soldaten besteht und
auch langfristig vor Ort bleiben kann.
Denn es geht hier nicht um eine schnelle
Lösung, es geht vielmehr um Langfris-
tigkeit und um Nachhaltigkeit‘, so Sön-
ke Weiss, Sprecher der Hilfsorganisation
World Vision.Nach Einschätzung des Ge-
schäftsführers des Zentrums für Inter-
nationale Friedenseinsätze, Winrich
Kühne, sind sogar 50–100.000 Soldaten

Hunderttausende sind in der Provinz Itu-

ri auf der Flucht
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Distomo-Massaker

Bundesregierung 
lehnt Entschädigung
für Überlebende ab
Der Bundesgerichtshof in Karlsruhe
(BGH) verhandelte am 12.6. die Ent-
schädigungsklage von vier Überleben-
den des SS-Massakers vom Juni 1944 im
griechischen Distomo gegen die Bundes-
republik Deutschland. Das Verfahren
zieht sich seit acht Jahren hin. Das Bon-
ner Landgericht 1997 und das Kölner
Oberlandesgericht 1998 wiesen die Kla-
ge mit der Begründung des Prinzips der
„Staatenimmunität“ ab, wonach nur
Staaten Reparationsleistungen aushan-
deln können.

Mehr als 60 solcher bis heute unge-
sühnten Massaker wie in dem Bergdorf
Distomo gab es in Griechenland. Über
Distomo ist in dem Gefechtsbericht der
2. Kompanie des SS-Polizeigrenadier-
Regiments der 4. SS-Polizei-Panzergre-
nadier-Division vom 10.6.1944 zu lesen,
dass aus dem Ort deutsche Soldaten ge-
schossen worden sei. „Ich habe darauf-
hin“, so im Bericht des Kompaniechefs
Fritz Lautenbach, die „Feuereröffnung
und den Angriff mit allen zur Verfügung
stehenden Waffen auf Distomo befohlen.
Nachdem das Dorf gesäubert war, wur-
den insgesamt 250 bis 300 tote Banden-
angehörige und Bandenverdächtige ge-
zählt.“ Die Wahrheit lautet allerdings
anders und ungefähr so, wie sie das Bon-
ner Landgericht seinem Urteil 1997 zu-
grunde gelegt hat: „Im Laufe des Vor-
mittags des 10.6.1944 erreichten die
Truppen von Lewadia aus kommend Dis-
tomo, hielten sich dort mehrere Stunden
auf und verhörten den Bürgermeister
und den Popen bezüglich des Aufenthalts
bzw. Durchzugs von Partisanen. Am Tag
zuvor waren etwa dreißig Partisanen aus
Desfina eingetroffen und nach Stiri
weitergezogen.Auf Grund dessen zog ei-
ne motorisierte Kolonne in Richtung Sti-
ri aus. Die Kolonne wurde kurz vor Stiri
angegriffen und zog sich unter Verlusten
zurück. Nach der Rückkunft in Distomo
wurden zunächst zwölf Gefangene und
anschließend die gesamte im Ort ver-
bliebene Bevölkerung ohne Rücksicht
auf Alter und Geschlecht umgebracht,
die Häuser wurden systematisch durch-
sucht und anschließend niedergebrannt.
Insgesamt wurden etwa 218 Menschen
ermordet.“

Vor dem BGH erklärte der Anwalt der
Bundesregierung zwar, dass die Regie-
rung „die große Zahl von Schäden an Le-
ben, Gesundheit, Freiheit und Vermögen
zutiefst“ bedaure, aber einen individuel-
len Schadensersatzanspruch der Opfer
gebe es nicht. Und kehrte die Bundesre-
gierung wieder zu der Argumentation
über „kriegerische Handlungen“ zurück:
Distomo stehe „für ein besonders bruta-
les,aber leider nicht einmaliges Vorgehen

nan unterbreiteten Vorschlägen perso-
nell aufgestockt und materiell in die La-
ge versetzt werden, ihre Aufgaben zu er-
füllen. Ein erster konkreter Schritt wä-
re die Schaffung eines Korridors in Bu-
nia und im angrenzenden Gebiet,um die
befeindeten Milizen auseinander zu hal-
ten und Übergriffe auf die Bevölkerung
zu verhindern. Parallel dazu müssten
sofort mit finanziellen Mitteln und per-
soneller Hilfe der EU effiziente Polizei-
kräfte der kongolesischen Zentralregie-
rung aufgestellt, ausgebildet und in das
Gebiet Ituri entsandt werden.

2. Die EU sollte die für die MONUC
ausstehende Finanzverpflichtung von
über 100 Millionen US-Dollar und die
darüber hinaus benötigten finanziellen
Mittel übernehmen.

3. Auf Ruanda und Uganda muss
durch die EU massiver diplomatischer
Druck unter Androhung wirtschaft-
licher Zwangsmaßnahmen ausgeübt
werden,damit diese Nachbarstaaten ih-
re Milizen im Kongo zur Zurückhaltung
veranlassen und den kriminellen Han-
del mit Rohstoffen aus dem Kongo
unterlassen.

4. Der kriminelle Rohstoffhandel
muss umgehend gestoppt werden, da er

für die Milizen die wichtigste Einnah-
mequelle darstellt,um ihren Krieg zu fi-
nanzieren. Dabei ist mit aller Härte ge-
gen Unternehmen in der EU vorzuge-
hen, die sich an diesem Handel direkt
oder indirekt beteiligen.

5. Die EU sollte ein humanitäres
Hilfsprogramm für den gesamten Kon-
go auflegen, das dem Ausmaß der hu-
manitären Tragödie angemessen ist.

Die EU sollte den Nordosten Kongos
nicht zum Testfeld für ihren ersten
Kampfeinsatz mit UN-Mandat nach
Kapitel VII der UN-Charta machen und
sich stattdessen zivil engagieren. Die
Kongo-Krise stellt einen geeigneten An-
lass dar, um die bisherige EU-Außen-
und Sicherheitspolitik einer gründ-
lichen Revision zu unterziehen – mit
dem Ziel, in Zukunft nachhaltig zivile
Konfliktprävention mit ausreichender
Mittelausstattung ins Zentrum ihrer Po-
litik zu rücken. Im Hinblick auf die Er-
arbeitung der Europäischen Verfassung
sollte diese Krise erneuter Anstoß sein,
Bestimmungen für eine alternative und
präventiv zivile Außen-Sicherheitspoli-
tik zu erarbeiten.“

(http://www.pds-europa.de/doku-
mente/presse/view_dok_html?zid=951)

nötig, um eine dauerhafte Lösung her-
beizuführen.“2

Das Drängen der EU, allen voran
Frankreich, mit einem UN-Mandat aus-
gestattet im Kongo einzumarschieren,
wird von zahlreichen Kommentatoren
auch bürgerlicher Zeitungen mehr oder
weniger als Fortsetzung der alten Politik
mit alten Mitteln gesehen. Auch im An-
trag von SPD und Grünen, über den der
Bundestag am 18.6. entscheidet, heißt es:
„Zur Durchsetzung ökonomischer und
machtstrategischer Interessen aus ehe-
maligen Kolonialstaaten,anderen Indus-
triestaaten, aber zunehmend auch aus
Staaten Zentralafrikas kam es bis heute
zu wirtschaftlicher und gewaltsamer
Einmischung von außen.“ Aufschluss-
reich ist eine Stellungnahme aus dem
Deutschen Institut für Internationale
Politik und Sicherheit3, in der es über das
Ziel der Intervention heißt: „In jedem
Fall … ist es von zentraler Bedeutung,die
Einkommensquellen der Milizen und
Kriegsherren auszutrocknen und die
Waffenlieferungen an sie zu unterbin-
den.Gelingt es ihnen nicht mehr,die Roh-
stoffe unter ihrer Kontrolle zu vermark-
ten und sich mit Waffen zu versorgen,
werden Zusammenhalt und Schlagkraft
ihrer Soldateska schnell schrumpfen.“
Das ist richtig. Aber gerade die EU hat
die von einer UN-Expertenkommission
vorgeschlagenen Maßnahmen, dieses
Ziel der Austrocknung auf friedlichem
Wege zu verfolgen, verweigert.4 Ange-
sichts dessen scheint es den EU-Staaten
bzw. den internationalen Konzernen
vielmehr darum zu gehen, die Vermark-
tung der Rohstoffe unmittelbar unter ei-

gene Kontrolle zu nehmen.
Der Bundesausschuss Friedensrat-

schlag nennt in seiner Erklärung vom 15.
Juni ein weiteres zentrales Motiv des EU-
Engagements: „Der Friedensbewegung
drängt sich der Verdacht auf, dass die
EU-Mission im Kongo nicht in erster Li-
nie der Befriedung der Region gilt, son-
dern zum Zwecke der Gewöhnung der
Öffentlichkeit an europäische Militär-
und Kriegseinsätze durchgeführt wird.
Der Aufbau der 60.000 Soldaten umfas-
senden europäischen Eingreiftruppe soll
mithilfe solcher „humanitärer“ Inter-
ventionen legitimiert werden. Gleichzei-
tig soll offenbar der Nachweis erbracht
werden, dass eine – von Frankreich, Bel-
gien, Luxemburg und Belgien – forcierte
europäische Verteidigungsgemeinschaft
,gebraucht‘ wird und auch ohne NATO
einsatzfähig ist. Der Kongo-Einsatz ist
also ein erster Probelauf für die EU-Ar-
mee.“ scc

1 Der EU-Ministerrat hat die Mission am 5. Ju-
ni offiziell beschlossen.Am 6.Juni befasste sich
der Bundestag erstmals damit. Zwischen den
Fraktionen bestand weitestgehende Überein-
stimmung, Bundeswehrsoldaten zu entsenden,
jedoch keine Kampfverbände.Von den beiden
PDS-Abgeordneten weiß die Berliner Zeitung
vom 10.6. zu berichten, dass sie sich enthalten
hätten.

2 IMI-Analyse von Christoph Marischka, unter:
http:imi-online.de/download/23-03Analyse-
KongoCM.pdf

3 Einsatzgebiet Kongo,Die EU-Friedensmission
in der Ituri-Provinz, von Stefan Mair

4 Siehe PB 12, S. 8
5 Bundesregierung beschließt Bundeswehr-Be-

teiligung an der EU-Friedensmission im Kon-
go. http://www.uni-kassel.de/fb10/frieden/re-
gionen/Kongo/einsatz-baf.html 
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Italien – Wahlen der Provinzpräsidenten

und Bürgermeister

Linke Mitte 
und Kommunisten 
erfolgreich 
Die oppositionellen Parteien der linken
Mitte, des Olivenbaumbündnisses, und
Rifondazione Comunista haben der pro-
faschistischen Regierungskoalition Ber-
lusconis bei der Wahl der Regierungs-
präsidenten in zwölf Provinzen und der
Bürgermeister in rund 500 Städten und
Gemeinden am 25./26. Mai und bei der
Stichwahl am 8./9. Juni eine Niederlage
bereitet. Zu dem Urnengang waren ins-
gesamt ein Viertel der Wähler (rund 12
Millionen) aufgerufen. In sieben Provin-
zen erreichte die Opposition Ergebnisse
von 54,6 bis zu 73,7 Prozent. Auch in die
Ratshäuser ziehen mehr Vertreter der
Linken Mitte ein als Kandidaten Berlus-
conis. Herausragend das Ergebnis in der
Provinz Rom, wo bisher ein AN-Faschist
regierte. Linke Mitte und Rifondazione
erreichten hier 54,6 Prozent. Aufsehen
erregte ferner, dass in zwei der drei Pro-
vinzen auf Sizilien, die als faschistische
Hochburgen galten, Olivenkandidaten
siegten.

Antwort auf Gefahr eines faschistischen

Regimes

Es ist bereits das zweite Mal,dass die Op-
position auf der Ebene der Provinzen,
Städte und Gemeinden der Koalition aus
Forza-Partei, AN-Faschisten und Lega-
Rassisten eine empfindliche Niederlage
bereitet. Im Mai vergangenen Jahres ge-
lang es der linken Mitte und den Kom-
munisten, ihre Positionen in Norditalien
zu verbessern. In Genua zog der Links-
demokrat (DS) mit 62 Prozent in das Rat-
haus ein. Das war in der Stadt, in wel-
cher es während des G8-Gipfels im Juli
2001 zu blutigen faschistischen Aus-
schreitungen kam, eine eindeutige Ant-
wort auf die von Berlusconi ausgehende
Gefahr der Errichtung eines faschisti-
schen Regimes, vor der Nobelpreisträger
Dario Fo öffentlich gewarnt hatte. Spit-
zenergebnisse erzielten die Olivenkandi-
daten vor einem Jahr in Ancona und Ma-
tera mit 65, in La Spezia 60 und Savon-
na 51 Prozent.

Grundlage Wahlbündnisse von 

linker Mitte mit Kommunisten

2002 waren zirka 12,3 Millionen Italie-
ner aufgerufen, in über 960 Städten und
Gemeinden, darunter 27 Provinzhaupt-
städte und Großstädte, die Ratspräsi-
denten und Bürgermeister neu zu wäh-
len; des weiteren in zehn Provinzen die
Parlamente.Das heißt,zu beiden Wahlen,
bei denen Berlusconi geschlagen wurde,
war die Hälfte der Italiener aufgerufen.
Wie Wahlanalysen aussagen, haben nicht
wenige, die bei den Parlamentswahlen
2001 noch für ihn votierten,gegen ihn ge-
stimmt.

Grundlage der beiden Wahlerfolge ist
vor allem, dass die Parteien der linken
Mitte und Rifondazione Comunista in
den meisten Städten und Provinzen mit
gemeinsamen Wahllisten antraten.Wäh-
rend voriges Jahr im Süden noch Berlus-
conis Forza-Partei und die AN-Faschis-
ten dominierten, wurden sie diesmal
auch in ihren Hochburgen von Olivo ge-
schlagen. Trompetete Berlusconi noch
vor einem Jahr offen, den Linken und
dem Zentrum wie im Mai 2001 bei den
Parlamentswahlen eine Niederlage bei-
zubringen, hielt er sich jetzt mit derarti-
gen Parolen zurück und behauptete
stattdessen, den „örtlichen Wahlen“
komme keinerlei zentrale Bedeutung zu.
Im Gegensatz dazu griff er persönlich
massiv in den Wahlkampf ein, weil er ei-
ne weitere Niederlage befürchtete und
glaubte, diese abwenden zu können.

Berlusconi erneut der Korruption 

angeklagt

Das erfolgte zur gleichen Zeit, da der
Premier erneut von einem Mailänder Ge-
richt wegen Korruption und Bestechung
angeklagt wurde und persönlich zur Ver-
nehmung erscheinen musste. Um einer
Verurteilung zu entgehen, setzte Berlus-
coni mit seiner Parlamentsmehrheit ein
Gesetz durch, das ihm während seiner
Amtszeit Immunität gewährt und vor
Strafverfolgung schützt.Sollte er die Le-
gislaturperiode bis 2006 durchstehen,
werden die Anklagen gegen ihn verjährt
sein. Verfassungsrechtler charakterisie-
ren das Gesetz als verfassungswidrig.Die
Bestätigung durch den Präsidenten steht
noch aus. Auf die Anklage reagierte Ber-
lusconi mit einer neuen wüsten anti-
kommunistischen Hetze, in der er die ge-
gen ihn ermittelnden Juristen als „rote
Richter“ diffamierte, die ihn stürzen und
einem „kommunistischem Regime“ an
die Macht verhelfen wollten. In wüsten
Beschimpfungen erging er sich gegen den
Vorsitzenden der Demokraten, Roman
Prodi, derzeit EU-Kommissionspräsi-
dent, der bereits als Bewerber für das
Amt des Ministerpräsidenten für die Par-
lamentswahl im Frühjahr 2006 gilt. Pro-
di hatte 1996 das Olivenbündnis begrün-
det und die profaschistische Koalition
geschlagen. Berlusconi diffamierte ihn
als Anhänger „der kommunistischen
Doktrin“.

Der erneute Wahlerfolg zeigt, dass

Berlusconis rigoroser Demokratie- und
Sozialabbau auf wachsenden Wider-
stand stößt, dessen tragende Kraft die
Arbeiter sind. Dass sich der reichste Ka-
pitalist des Landes rücksichtslos über
Recht und Gesetz hinwegsetzt, stößt aber
zunehmend auf Ablehnung auch unter
den Mittelschichten und Intellektuellen
des Landes. In den Straßen von Rom
spricht man offen darüber, dass Italien
derzeit von einem wegen Steuerhinter-
ziehung, Korruption, Beamtenbeste-
chung, illegalen Kapitaltransfers und
anderer schwerwiegender krimineller
Delikte angeklagten Politiker regiert
wird. Ein halbwegs auf Seriosität be-
dachtes Unternehmen würde einen sol-
chen Mann noch nicht einmal als Pfört-
ner einstellen, machen Oppositionelle
gegen den Premier geltend.

Journalistenstreik gegen Unterdrückung

der Pressefreiheit

Vom wachsenden Widerstand zeugte
zwei Tage nach der Wahl am 11. Juni ein
Journalistenstreik, zu dem der Nationa-
le Presseverband aufgerufen hatte. Die
Streikenden protestierten gegen die
Unterdrückung der Presse- und Infor-
mationsfreiheit durch den Premier. In ei-
ner Resolution verwies der Pressever-
band auf das Medienmonopol über das
Berlusconi als Besitzer nahezu aller pri-
vaten Fernsehsender und 40 Prozent al-
ler Presseerzeugnisse verfügt, und der
nun als Premier auch die staatliche
Rundfunk- und Fernsehanstalt RAI sei-
ner rigorosen Kontrolle unterworfen hat
und dort jegliche Kritik an seiner Regie-
rung abwürgt. Ein Anlass des Streiks
war, dass Berlusconi persönlich in der
RAI Nachrichten lanciert hatte, seine
Koalition habe die Wahlen gewonnen.
Des Weiteren habe der Premier auf die
Direktion der für ihre regierungskriti-
schen Berichte bekannten größten italie-
nischen Tageszeitung „Corriere della Se-
ra“ (Auflage 600.000) Druck ausgeübt,
den Chefredakteur Ferrucio Bortoli zu
entlassen, weil dieser ihn persönlich öf-
fentlich kritisierte. „Die Pressefreiheit
ist ein Grundrecht, das von der Verfas-
sung garantiert wird und ein Grund-
prinzip der Demokratie“, hieß es in der
Erklärung. Der Chefredakteur der Par-
teizeitung der Linksdemokraten „Uni-
ta“, Furio Colombo, schrieb, dieses
Grundrecht sei bereits grundlegend aus-
gehebelt und prangerte an, Italien ent-
wickele sich unter Berlusconi „immer
mehr zu einer Mediendiktatur“.

Die nächste Kraftprobe steht Berlus-
coni bei einem Referendum zur Verteidi-
gung des Kündigungsschutzartikels 18
des Arbeitsstatuts ins Haus, zu dessen
Beseitigung er ein Gesetz erlassen hat.

Gerhard Feldbauer 
Vom Autor liegt eine neue Publikation
vor: „Aldo Moro und das Bündnis von
Christdemokraten und Kommunisten im
Italien der 70er Jahre“. Flugschriften der
Marxistischen Blätter, Heft 14. Neue Im-
pulse Verlag. Essen 2003

deutscher Soldaten im Zweiten Welt-
krieg“, aber selbst rechtswidriges Han-
deln im Rahmen kriegerischer Ausein-
andersetzungen könne nicht geltend ge-
macht werden.

Die Hinterbliebenen machen sich kei-
ne große Hoffnungen auf ein positives
Urteil.Sie wollen aber zumindest die An-
erkennung dessen, was geschehen ist. In
einer Woche will der BGH seine Ent-
scheidung verkünden. rub
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EU-Rat plant Einsatz von Biometrie
Der EU-Rat beriet am 5. Juni über den
Aufbau eines neuen europäischen Visa-
Informationsdienstes (VIS) und plant die
Einführung einheitlicher Visa mit Lich-
bildern und gespeicherten biometrischen
Merkmalen.Auf der Tagesordnung stand
ebenfalls die Schaffung der zweiten Ge-
neration des Schengener Informations-
dienstes (SIS II). Das mittlerweile acht
Jahre alte SIS I wird derzeit von 13 Mit-
gliedstaaten sowie Norwegen und Island
eingesetzt. Da es aufgrund der EU-Er-
weiterung nicht mehr über ausreichende
Kapazitäten verfüge, sei die Entwick-
lung einer zweiten Generation nötig, die
die polizeiliche und justizielle Zu-
sammenarbeit bei Strafsachen und in
den Bereichen Visa, Einwanderung und
freier Personenverkehr ausbauen soll.
Die EU-Kommission will SIS II im Som-
mer ausschreiben, der operative Betrieb
soll 2006 aufgenommen werden.

EU erkennt nur sieben slowakische
Ausbildungsdiplome an
Bekanntlich hat die EU die Freizügigkeit
für die Staatsbürger aus den neuen EU-
Mitgliedsländern eingeschränkt. Neben
der allgemeinen Einschränkung wirken
auch andere Mechanismen der Diskrimi-
nierung. Die EU hat jetzt entschieden,
dass sie nur sieben Ausbildungs- bzw.
Hochschuldiplome der Slowakei aner-
kennt, ausschließlich die Diplome von
Krankenschwestern, Hebammen, Ärzten
(einschließlich Zahn- und Tierärzten),
Juristen und Architekten. Die Absolven-
ten anderer Studienfächer müssen, ob-

wohl sie ihr Studium an einer slowaki-
schen Hochschule erfolgreich abge-
schlossen haben, sogenannte  Differenz-
prüfungen ablegen. In einigen Fällen
müssen sie eine längere Praxis in ihrem
Beruf vorweisen. Meistens muss die Pra-
xis unter der Leitung eines Fachmanns in
dem Land absolviert werden, wo man
künftig arbeiten will. (Quelle: Radio Slo-
wakei, deutsch, 9.6.)

Polen: Volksabstimmung über EU-
Beitritt offenbart tiefe Spaltung
Bei einer Beteiligung von unter 60% – bei
Wahlen liegt die Beteiligung allerdings
stets unter 50% – bejahten am 8.mehr als
80% der Teilnehmenden den Beitritt Po-
lens zur EU. Immerhin, 3,8 Millionen
lehnten den Beitritt ab. Dabei zeigten
sich zwei Spaltungslinien: In den west-
lichen Landesteilen ist die Befürwortung
der EU stark, in den östlichen dagegen
überwiegen die Einwände und Beden-
ken. Der durchschnittliche polnische
EU-Gegner ist über 40, lebt auf dem
Land, hat entweder keinen oder einen
Hauptschulabschluss und ist katholisch.
Die EU-Befürworter sind im Großen und
Ganzen jünger, haben eine bessere Aus-
bildung und leben in der Stadt.

Russland: Devisenreserven 
zunehmend  in Euro
Die russische Zentralbank hat inzwi-
schen mehr als ein Viertel ihrer Devisen-
reserven in Euro angelegt. Damit ist der
Anteil des Euro seit Jahresbeginn um das
Zweieinhalbfache Gestiegen. Grund für
die Abwendung vom Dollar sei, so Ver-

treter der Zentralbank, die Struktur der
russischen Außenschulden. Ein Großteil
der Verbindlichkeiten sei auf Euro da-
tiert, deshalb würden die Währungsre-
serven Schritt für Schritt umgestellt.En-
de Mai betrugen die Gold- und Devisen-
reserven Russlands 64,7 Mrd. US-Dollar.
(Quelle: MDZ, 9.6.)

Iran: Arbeiterinnen der Beshahr-
Textilfabrik im Hungerstreik
Der lange Kampf von Arbeiterinnen der
Behshar-Textilfabrik wirft ein Schlag-
licht auf die Situation im Iran. Bei zwei-
stelligen Inflationsraten warten, so die
Schätzungen, derzeit rund 100.000
Lohnabhängige zwischen 3 und 32 Mo-
nate auf die Auszahlungen ihres Lohnes.
Die Beschäftigten der Behshar-Textilfa-
brik begannen im August 98,um die Aus-
zahlung ausstehender Löhne zu kämp-
fen.Anfang April 2003 verstärkten sie ih-
re Kampagne für die Auszahlung von
nunmehr 26 Monatslöhnen. Um ihren
Forderungen Nachdruck zu verleihen,
traten sie in einen Hungerstreik. Am 6.
Mai begannen zwei Arbeiterinnen, zwei
Tage später folgten sechs weitere, noch
mal zwei Tage später wuchs ihre Zahl auf
20, bis sich schließlich alle am Hunger-
streik beteiligten.Die Arbeiterinnen sind
in der Fabrik, von Polizei und Sicher-
heitskräften umstellt.Obwohl die Eigen-
tümer sich jetzt bereit erklärten, 4 Bil-
lionen rials zu zahlen, entschieden sich
die Streikenden,die Aktion fortzusetzen,
bis die gesamte Summe von 50 Millionen
rials bezahlt ist. (Quelle: Iranischer Ar-
beiter Solidaritäts-Netzwerk)

Zusammenstellung: scc

USA: Protest gegen drohende Massendeportationen
Wir haben in dieser Zeitung zu Jahresbeginn mehrfach über die
Registrierung von männlichen Einwanderern aus arabischen
und islamischen in die USA und Proteste dagegen berichtet. Im
Zuge der Registrierung – Bestandteil der Antiterror-Gesetzge-
bung nach dem 11.9. – waren Hunderte, die freiwillig zur Re-
gistrierung kamen, von der Stelle weg verhaftet und inhaftiert
worden. Dagegen hatten insbesondere im Raum San Francisco
zahlreiche Demonstrationen und Protestaktionen stattgefun-
den. Am 13. Juni nun führte ein breites Bündnis eine Presse-
konferenz sowie eine Demonstration durch, um darauf auf-
merksam zu machen, dass jetzt, nach Abschluss der Registrie-

rung, 13.000 Araber und andere Muslime, die sich hatten re-
gistrieren lassen, von Deportation bedroht sind. Diese 13.000,
rund 16% der 82.000 registrierten über 16-Jährigen, sollen sich
der Einwanderungsbehörde nach illegal in den USA aufhalten.
Tatsächlich haben viele von ihnen eine unbefristete Aufent-
haltsgenehmigung beantragt. Die drohende Deportation steht
vielmehr im Zusammenhang mit der zunehmenden Verletzung
und Außerkraftsetzung der Menschenrechte von Immigranten
im Zuge der „Anti-Terror“-Bekämpfung. Im Bündnis gegen die
Deportation haben sich neben den verschiedensten Organisa-
tionen von Einwanderergruppen auch viele Friedens- und Men-
schenrechtsorganisationen zusammengeschlossen. (Quelle und
Bilder: Indymedia San Francisco)
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Hearing und Demonstration gegen
Gebirgsjäger-Traditionspflege
MITTENWALD. Das Hearing am Samstag,
7.7.2003 im Veranstaltungssaal des Mit-
tenwalder Turnvereins war mit ca. 350
TeilnehmerInnen sehr gut besucht. Eini-
ge Leute trafen allerdings mit erheb-
licher Verzögerung ein, weil die Polizei
am Ortseingang vor Mittenwald Kon-
trollen durchführte, Personalausweise
kontrollierte und teilweise Fahrzeuge
(Busse und PKW) durchsuchte. In ihrem
Überschwang soll die Polizei auch Busse
kontrolliert haben, deren InsassInnen
nichts mit den Aktionen zu tun hatten
(Mitglieder eines Kegelclubs) und sich
äußerst empört über derartige Schikanen
zeigten. Zu Beginn des Hearings erschien
der Zweite Bürgermeister von Mitten-
wald, Georg Schwendtner. Er sprach ein
Grußwort,das einerseits die Schönheiten
Mittenwalds, andererseits die Warnung
vor Unbotmäßigkeiten, wie Denkmale zu
beschmutzen und den Staat anzugreifen,
und drittens die Aussage enthielt, dass
die Mittenwalder Bürgermeisterei von
der Friedfertigkeit aller an dem Hearing
beteiligten Personen überzeugt sei und
ihnen für ihr Anliegen viel Erfolg wün-
sche.

Die Beiträge der ReferentInnen waren
qualitativ sehr gut und teilweise ergrei-
fend. Zum Abschluss wurde eine an die
Bundesregierung und die bayerische
Landesregierung gerichtete Resolution
verabschiedet, mit der die Entschädi-
gungsforderungen der Opfer von NS-
Massakern, die Strafverfolgung der noch
lebenden NS-Kriegsverbrecher und die
vollständige Rehabilitierung der Opfer
der NS-Militärjustiz gefordert wird. Das
Hearing wurde von der Polizei bewacht.
Am Rande kam es zu einigen Unmutsäu-
ßerungen einheimischer Gebirgsjäger-
Fans.

Die anschließende laute und lebhafte
Demo durch Mittenwald mit ca. 450 Teil-

nehmerInnen war ebenfalls ein voller Er-
folg, trotz strömenden Gewitterregens.
Insbesondere bei der Auftaktkundge-
bung kam es zu Provokationen von teils
angetrunkenen Bürgern.Die Polizei film-
te und fotografierte die Kundgebungs-
teilnehmerInnen intensiv und nahm ein
Flugblatt mit unkorrektem V.i.S.d.P. zum
Anlass für eine Auseinandersetzung (Ge-
schubse).Verletzte oder Festnahmen gab
es nicht.

Bei der Mahnwache am Sonntag (ca.
200 TeilnehmerInnen) auf dem Parkplatz
Luttensee kam es zu Rangeleien mit der
Polizei und dort auch zu einer kurzfris-
tigen Festnahme. Anlass war der Wunsch
der KundgebungsteilnehmerInnen, nä-
her als polizeilich erwünscht an der Stra-
ße zu stehen, die der einzige Zufahrtsweg
zum Versammlungsort der Gebirgsjäger
auf dem Hohen Brendten ist. Als die Ge-
birgsjäger auf dieser Straße hinauf zu ih-
rer Feier fuhren, wurden sie mit Parolen
(u.a. „Kein Vergeben, kein Vergessen –
Mörder haben Namen und Adressen“ und
„Gebirgsjägerdivision, mörderische Tra-
dition“) begrüßt.

Die Zeit bis zum Ende der Gedenkfeier
des „Kameradenkreises der Gebirgs-
truppe“ auf dem Hohen Brendten wurde
auf Seiten der antifaschistischen Gegen-
kundgebung dazu genutzt, Lieder des

Widerstandes abzuspielen. Außerdem
wurde der Polizei förmlich eine Liste mit
196 Namen ehemaliger Gebirgsjäger
übergeben, deren Einheiten für die Mas-
saker und Gefangenenerschießungen in
verschiedenen europäischen Ländern
verantwortlich waren. Während die
Autokolonne des „Kameradenkreises“
nach Abschluss der Brendten-Feier wie-
der hinunter fuhr, wurden diese Namen
durchs Mikrophon verlesen und jeweils
mit der Parole „Mörder“ kommentiert.

Insgesamt waren die Aktionen ein vol-
ler Erfolg – zum einen wegen der hohen
Qualität des Hearings, zum anderen weil
die Präsenz der GegendemonstrantInnen
im Ort und am Hohen Brendten gezeigt
hat, daß die Traditionspflege der Ge-
birgsjäger durchaus angreifbar ist.

www.nadir.org/nadir/kampagnen/mittenwald

UNO-Komitee gegen Folter stoppt
Abschiebung
Das Komitee gegen Folter der Vereinten
Nationen (Committee Against Torture –
CAT) hat die seit dem 10.September 2002
anhängige Individualbeschwerde eines
in Deutschland Asyl suchenden Kurden
für zulässig erklärt.Erst im Oktober 2001
hatte die deutsche Regierung – nach 17-
jährigem Zögern – die Kompetenz des
Komitees gegen Folter anerkannt, solche
Individualbeschwerden nach Artikel 22
der Antifolterkonvention entgegenzu-
nehmen. Der Antragsteller hatte beim
UN-Komitee geltend gemacht,dass er bei
einer erzwungenen Rückkehr in die Tür-
kei voraussichtlich Opfer von Folter im
Sinne des Artikels 3 der UN-Antifolter-
konvention werden würde. Mit der ak-
tuellen Entscheidung ist die Gefahr zu-
nächst abgewendet.

Der türkische Kurde Mehmet K. stell-
te am 21. Januar 1991 einen Asylantrag
in Deutschland und berief sich dabei dar-
auf, dass er bereits während einer ein-
wöchigen Inhaftierung 1989 von der tür-

SCHWÄBISCH HALL. Am 14.6. hatte die „Bewegung
deutsche Volksgemeinschaft“, eine Abspaltung von
der NPD-Jugend JN, eine Demonstration gegen die
Ausstellung „Verbrechen der Wehrmacht“ angemel-
det. Die Ausstellung war nach jahrelangem Bemüh-
ren örtlicher antifaschistischer Gruppen von der
Volkshochschule nach Schwäbisch Hall geholt wor-
den. Die etwa 65 Neonazis wichen, nach einem Be-
richt des Rundfunksenders SWR, von der genehmig-
ten Demonstrationsroute ab und gingen auf die etwa
200 antifaschistischen Gegendemonstranten los, die
sich zur Wehr setzten. Die Polizei drängte die Neona-
zis zum Bahnhof ab und löste ihre Demonstration auf.
Für kommenden Samstag hat die NPD-Jugend „Jun-
ge Nationaldemokraten“ ebenfalls zu einer Demon-
stration gegen die Ausstellung „Verbrechen der Wehr-
macht“ aufgerufen. Gegen diese Demonstration hat
der Gemeinderat bereits am 25. Mai eine Resolution
beschlossen, in der es unter anderem heißt: „Die Ver-
waltung wird aufgefordert, alle rechtlichen Möglich-
keiten auszuschöpfen, um volksverhetzende Parolen
zu unterbinden.“
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Ludwig Baumann, Kämpfer für die ge-
sellschaftliche Anerkennung der Deser-
teure, war beim Hearing in Mittenwald.
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kischen Polizei gefoltert worden sei. Als
nicht militanter Sympathisant der PKK
sei er weiterhin verfolgt worden und sein
Leben bedroht gewesen. Im Asylverfah-
ren blieb K. bis zum Verwaltungsge-
richtshof Hessen erfolglos.

Im Januar 2001 betrieb K. ein Asylfol-
geverfahren unter Hinweis darauf, dass
er in den Niederlanden von der PKK für
einen Einsatz in der Türkei ideologisch
ausgebildet worden sei. Auf seine drin-
gende Bitte habe man ihn jedoch von der
Pflicht zur Teilnahme an Aktionen be-
freit. Das Bundesamt für die Anerken-
nung ausländischer Flüchtlinge und das
zuständige Verwaltungsgericht lehnten
den Asylantrag erneut ab. K. habe
bereits zuvor die Möglichkeit ge-
habt, diesen Sachverhalt vorzutra-
gen.

In einer Anhörung beim Bundes-
amt berief sich K. darauf, dass er
sich nicht getraut habe, seine PKK-
Unterstützung zu offenbaren, weil
die Partei in Deutschland illegal
sei.Seit dem 7.Dezember 2002 sieht
sich K. mit einer Abschiebungsan-
drohung und der Ankündigung sei-
ner Abschiebung konfrontiert. Die
Ausländerbehörde stützt sich auch
darauf, dass K. im Januar 1995 an
einer Autobahnblockade teilge-
nommen hatte. Auch eine Verfas-
sungsbeschwerde wurde am 30.Au-
gust 2002 zurückgewiesen. Ange-
sichts der drohenden Folter hat
PRO ASYL den Gang zum CAT unter-
stützt.

Das UN-Komitee gegen Folter hat den
Sachverhalt nochmals ausführlich ge-
prüft. Mit seiner Zulassungsentschei-
dung hat es den hohen menschenrecht-
lichen Rang des absoluten Folterverbotes
aus Artikel 3 der UN-Antifolterkonven-
tion bestätigt. Zu hoffen ist, dass dies
auch Rückwirkungen auf die innerstaat-
liche Prüfungspraxis in vergleichbaren
Fällen hat, in denen Folter konkret droht.

www.ngo-online.de

Tag gegen Abschiebung und
Abschiebeknäste
ROTTENBURG. Am Sonntag, 29. Juni 2003
findet in Rottenburg eine Demonstration
zum Abschiebegefängnis statt.In dem bei
Tübingen gelegenen Rottenburg am Ne-
ckar, der Stadt der schwäbischen Maul-
tasche, befindet sich inmitten schwäbi-
scher Idylle die Justizvollzugsanstalt.
Darin befinden sich 17 Abschiebehaft-
container für je 3 Häftlinge. Damit steht
in Rottenburg neben Mannheim der
zweite Abschiebeknast innerhalb von
Baden-Württemberg. Jede Zelle hat eine
Grundfläche von 16 qm.Oft gelangen Ge-
fangene direkt aus dem Regelstrafvoll-
zug in Abschiebehaft oder werden direkt
aus der „normalen“ JVA abgeschoben.

Menschen, deren Asylantrag abge-
lehnt wurde oder die bislang eine sog.
Duldung besaßen, werden, wenn die Be-
fürchtung besteht, dass sie sich der Ab-

schiebung widersetzen könnten, in eine
bis zu 18 Monate dauernde Abschiebe-
haft genommen. Andere Abschiebehäft-
linge sind ohne gültige Aufenthaltspa-
piere als „Illegale“ verhaftet worden.
Diese Fahndungserfolge sind nicht nur
der Arbeit der Polizei zu verdanken, sie
kann nur dank der tatkräftigen Mithilfe
der deutschen Bevölkerung funktionie-
ren. Deswegen geht es am 29. Juni nicht
nur um die Politik, die von den Herren
Schily, Beckstein oder Schäuble verkör-
pert wird, sondern gerade um die norma-
len Deutschen und welches Bild sie sich
von „Illegalen“ und „Asylbewerbern“
machen.

Um zu verhindern, dass beim Neckar-
fest in Rottenburg nicht nur Friede,Freu-
de, Eierkuchen herrscht und damit Ab-
schiebegefängnisse in Rottenburg und
sonst wo keine Zukunft haben, wird am
29. Juni demonstriert und agiert werden.

Allen Menschen steht das Recht zu,
selbst zu bestimmen, wo und wie sie le-
ben wollen! Rassistische Sondergesetze
abschaffen! Schluss mit rassistischen
Kontrollen! Recht auf Legalisierung!
Keine Abschiebungen,Abschiebegefäng-
nisse und Abschiebelager – nirgendwo!

Es rufen auf (bisher): Tübinger Initia-
tive „kein mensch ist illegal“, Zentral-
amerikakomitee (ZAK), Bündnis gegen
Abschiebehaft Tübingen, ABC R.T.S.
(Anarchist Black Cross)

Karawane/BFR stoppen Abschiebung
MÜNCHEN. Am Mittwoch, 4.6.2003, um
7.10 Uhr sollte der Togoer, Herr E. Looky
in Begleitung von Bundesgrenzschutzbe-
amten über Paris nach Lomé (Togo) mit
einer Maschine der Air France (AF-1223)
– zum wiederholten Male – gegen seinen
erklärten Willen außer Landes geschafft
werden. Diese Abschiebung wurde ange-
setzt, obwohl er am kommenden Don-
nerstag einen Gerichtstermin zu seinem
Asylverfahren ausstehen hat. Seine Ehe-
frau, eine französische Staatsbürgerin,
bemüht sich derzeit, die in Togo ge-
schlossene Ehe nach französischem
Recht anerkennen zu lassen. Das benö-
tigt Zeit. Deshalb ist es unerklärlich, wa-

rum die Behörden auf dieser Abschie-
bung beharren, wenn absehbar ist, dass
sich seine aufenthaltsrechtliche Situa-
tion klärt.Herr Looky ist Mitglied der de-
mokratischen Opposition Togos. Bei sei-
ner Rückkehr in „Afrikas dienstältester
Diktatur“ drohen ihm Verfolgung und
Folter.Der Bayerische Flüchtlingsrat und
die Menschenrechtsgruppe Karawane
München haben die Fluggesellschaft
über diese Vorgänge informiert und die
Crew des Air France Fluges AF-1223 auf-
gefordert Herrn Looky nicht zu trans-
portieren. Diese Information hat offen-
sichtlich dazu geführt, dass das Sicher-
heitspersonal der Air France davon ab-

gesehen hat, die Abschiebung zu
vollziehen. Wir werten das als
Erfolg. Die Abschiebepraxis der
Air France wurde vermehrt Ziel
von massiver Kritik. So starben
drei Menschen innerhalb des
letzten halben Jahres bei Ab-
schiebungen mit der französi-
schen Fluggesellschaft.Verwun-
derlich ist die Praxis der Air
France besonders, da die Flug-
gesellschaften nicht dazu ver-
pflichtet sind, Menschen gegen
ihren Willen zu transportieren.
Sie setzen demnach die Sicher-
heit der Fluggäste sowie der be-
troffenen Personen einer ver-
meidbaren Gefährdung aus.
Herr Looky befindet sich mo-
mentan wieder in Abschiebehaft

in der JVA Stadelheim.Wir fordern seine
unverzügliche Freilassung. caravane-
munich@ zeromail.org

Treffen gegen Polizeibrutalität und
rassistische Kontrollen
Einladung zum nächsten bundesweiten
Treffen zu Polizeibrutalität und rassisti-
schen Kontrollen in Jena vom 20.–22. Ju-
ni 2003, Schillergässchen 5, 07745 Jena.
Treffpunkt: Umweltbibliothek/The VOI-
CE Forum.Interessierte TeilnehmerInnen
werden sich treffen, um die Strukturen
des Netzwerks, der Informationsplatt-
form und der Verteilung von Informatio-
nen zu diskutieren.Jegliche Form von po-
lizeilicher Belästigung, Einschüchterung
und physischer Gewalt ist nicht akzepta-
bel. Diese Missbräuche können gestoppt
oder verhindert werden, doch wir brau-
chen aktiven Protest, um diese Missbräu-
che als ernsthafte Angelegenheiten von
öffentlichem Interesse herauszustellen.

Wir freuen uns über deine Spende für
Transport,Mobilisierung,allgemeine Or-
ganisation und Verwirklichung von Tref-
fen und für die Netzwerkarbeit. Spen-
denkonto; Osaren Igbinoba, Bankkonto:
231633905,Bankleitzahl:86010090,Post-
bank Leipzig, code: Police-abuse

Informationen unter www.basicrights.
de/caravan/police-abuse.html.

Kontakt und Information: The VOICE
Refugee Forum in Jena, Schillergässchen
5, 07745 Jena. E-mail.: voice_mail@em-
dash.org, Tel. 0049 (0) 3641 665214.
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Zum ersten Mal seit über 25 Jahren fand in
am 16. Juni Hamburg ein öffentliches Ge-
löbnis samt Großem Zapfenstreich statt. Der
Rechtssenat aus CDU/FDP/Schill-Partei hat-
te sich seit Amtsantritt vor zwei Jahren vor-
genommen, ein solches auf Akzeptanz des
Militärs und des Militarismus in der Gesell-
schaft zielendes Spektakel durchzuführen.
Bundesverteidigungsminister Struck, SPD,
demonstrierte durch seine Anwesenheit die
Große Koalition für die Militarisierung der
Außenpolitik, für die mit dieser schwülstigen
Veranstaltung geworben werden sollte.

„Der Hamburger Rathausmarkt ein
Hochsicherheitstrakt“ (Hamburger Mor-
genpost, 17.6.). „Die Polizei war mit ins-
gesamt 3.513 Beamten im Einsatz“ (PE
Polizei Hamburg). „Unser Ziel war es,“
so Polizeipräsident Udo Nagel“, den
„störungsfreien Verlauf des Feierlichen
Gelöbnis und des Großen Zapfenstreich
der Bundeswehr auf dem Hamburger
Rathausmarkt zu garantieren.“ 

Das ist, trotz des Aufgebots an Polizei,
die die Innenstadt und den Rathaus-
markt – hier fand am 16. Juni das öffent-
liche Gelöbnis und später am Abend der
Große Zapfenstreich statt – in eine Fes-
tung verwandelten, nicht gelungen. Um
18 Uhr, eineinhalb Stunden vor Beginn
des Gelöbnisses, versammelten sich über
2000 Gegnerinnen und Gegner des mili-
taristischen Spektakels am Hauptbahn-
hof zu einer Gegendemonstration, zu der
das Bündnis GelöbnixHH! aufgerufen

hatte. Unter den Teilnehmern befanden
sich auffallend viele sehr junge Men-
schen, aber auch Ältere, die die Zeit der
Remilitarisierung und des Widerstands
dagegen noch erlebt haben. Erfreulich
auch,dass das ganze Spektrum der Ham-
burger Friedens- bzw. antimilitaristi-
schen Bewegung vertreten war.

Wie stets noch in den vergangenen Mo-
naten hatte die von Schill ge-
leitete Innenbehörde die ge-
samte Innenstadt für die
Gegendemonstration zu sper-
ren versucht. Das ist ihm durch
die Gerichtsinstanzen hin-
durch auch weitestgehend ge-
lungen. Hier wird man sich für
die Zukunft etwas einfallen
lassen müssen. Außerdem war
die Demonstration mit zahlrei-
chen Auflagen belegt, so durf-
ten z.B. Transparente an den
Seiten der Demonstration nicht
länger als 1,50 m sein, was der
Polizei, die die Demonstration
von Anfang an als Wanderkes-
sel mit z.T. fünffachem Spalier
begleitete, mehrfach als Vor-
wand für Schikanen diente.Vor
Gericht keinen Bestand hatte
das von der Polizei zunächst
verhängte Verbot von Sirenen
und ähnlichem Lärmwerkzeug,
so dass die auf den Ring um die
Innenstadt abgedrängte De-
monstration auf dem Rathaus-
markt dennoch mehrfach gut
zu hören war. Aufgrund der
Provokationen einer teilweise
extrem aggressiven Polizei

wurde die Demonstration nach einein-
halb Stunden vorzeitig beendet,bevor sie
völlig in entlegene Stadtgebiete abge-
drängt werden konnte. Das Bündnis Ge-
löbnixHH! wertet es nicht zuletzt als Er-
folg, dass es mit der Demonstration und
anderen Protestaktionen vor und wäh-
rend des Gelöbnisses gelungen ist, die
Ablehnung des von Militarismus, Krie-
gen und dem Umbau der Bundeswehr zur
weltweit agierenden Interventionsarmee
deutlich zu machen.

Parallel zur Demonstration hatten es
etliche Gegnerinnen und Gegnern des öf-
fentlichen Gelöbnisses trotz weiträumi-
ger Sicherheitskordons und lückenloser
Absperrung geschafft, auf den Rathaus-
markt zu kommen. Eine Gruppe hängte
auf benachbarten Dächern, unter dem
Beifall kritischer Zuschauer, für einige
Minuten ein 4x10m großes Transparent
mit der Aufschrift „Tucholsky hat Recht“
auf. Dass während des Gelöbnisses im-
mer wieder Pfiffe und Buhrufe aufka-
men, machte deutlich, dass die Veranstal-
ter trotz zahlloser Platzverweise die kri-
tische Öffentlichkeit nicht vollständig
ausschließen konnten.

Nach dem Gelöbnis und vor dem Gro-
ßen Zapfenstreich sammelten sich einige
Hundert Gelöbnisgegner vor den Ab-
sperrungen in der Nähe des Rathaus-
marktes. Unter Einsatz von Pfefferspray
und unter der Drohung mehrerer Was-
serwerfer räumten etliche Hundertschaf-
ten Polizei die Umgebung von Kritikern
und Zuschauern.Ca.80 Personen wurden
an diesem Abend in Gewahrsam genom-
men.

Aus polizeilicher Sicht mag der an

Eindrucksvoller Protest gegen öffentliches Gelöbnis in Hamburg

Militärspektakel im „Hochsicherheitstrakt“

Mit der „Besetzung“ des berüchtigten Hamburger Kriegsklotzes warb eine Gruppe ei-

nige Tage vor dem Gelöbnis für die Gegendemonstration.

Ein völlig enthemmter Polizist zerschlug während

einer Rangelei ohne jeden Grund die Frontscheibe

des eingekeilten Lautsprecherwagens. Nach der De-

monstration kapert die Polizei den Wagen und nimmt

den Fahrer mit der abgründigen Behauptung fest, er

sei während der Demonstration in eine Polizeiab-

sperrung gefahren.



Bürgerkriegsübungen erinnernde Poli-
zeieinsatz als Erfolg verkauft werden.
Aber mit einem öffentlichen Gelöbnis im
„Hochsicherheitstrakt“, zu dem außer
mehreren hundert Soldaten und ihren
Angehörigen sowie 600 geladenen Gäs-
ten – einschließlich Bundesverteidi-
gungsminister Struck – sowie ungezähl-
ten Zivilbeamten kaum Publikum kam,
hat der Rechtssenat sein politisches Ziel,
für die Bundeswehr und ihren weltwei-
ten Einsatz zu werben, weitestgehend
verfehlt. Das ist ein Erfolg der vielfälti-
gen Proteste der Friedens- und antimili-
taristischen Bewegung. scc

Links: Eine Trillerpfeife reichte als Grund

zur Festnahme, oft bedurfte es nicht ein-

mal eines erkennbaren Grundes.

Unten: Demonstration im Wanderkessel

Oben: Protest während des Gelöbnisses

Alle Bilder: Indymedia

PB 13/2003 • REGIONALES UND GEWERKSCHAFTLICHES 13

Hattinger Memorandum gegen soziale Ausgrenzung

„Schrei nach Gerechtigkeit!“ 
Das Bundestreffen der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Sozialhilfeinitiativen am 1. Ju-
ni 2003 in Hattingen an der Ruhr hat in ei-
nem Memorandum „Schrei nach Gerechtig-
keit“ die Agenda 2010 der Bundesregierung
scharf kritisiert. Unter anderem heißt es: 

„Die Bundesarbeitsgemeinschaft der
Sozialhilfeinitiativen verfolgt den
gegenwärtigen sozialpolitischen Kurs
und die zugehörige Debatte mit großer
Sorge. Aus unserer Sicht werden die ge-
sellschaftspolitischen Folgen dieser Poli-
tik zu sehr von der Fokussierung auf
scheinbar ökonomischen Sachzwänge
verdrängt.Das birgt die Gefahr,dass bes-
sere Lösungen dauerhaft ausgeblendet
werden und die falsche Medizin blind-
lings immer höher dosiert wird,wenn sich
der gewünschte Erfolg nicht einstellt –
mit fatalen Folgen. Wir erleben heute,
dass im Zuge der aktuellen „Reformpo-
litik“ unreflektiert gesellschaftliche
Leitbilder verworfen werden,die das We-
sen unseres Sozialstaats geprägt und er-

halten haben: Der Anspruch, allen Men-
schen eine Existenz in Würde zu ermög-
lichen, und das Solidarprinzip, das je
nach Leistungsfähigkeit des Einzelnen
einen sozialen Ausgleich gewährleistet.“
Unter dem Titel „Sozialstaatliche Siche-
rung braucht akzeptierte Mindestanfor-
derungen“ wird auf die Regierungspläne
zur Sozialhilfe eingegangen:

„Nach der Abschaffung der Arbeitslo-
senhilfe droht die Abschaffung der Sozi-
alhilfe in ihrer heutigen Form. Sind erst
einmal alle Erwerbsfähigen ohne An-
spruch auf Arbeitslosengeld I in der neue
Leistung Arbeitslosengeld II unterge-
bracht, verbleibt eine relativ kleine
Gruppe von LeistungsbezieherInnen in
der Sozialhilfe. Sie sind faktisch von der
Definition her dauerhaft vom Arbeits-
markt ausgeschlossen, erfüllen aber
gleichzeitig nicht die Voraussetzungen
für die Aufnahme in die Grundsicherung
in Alter und bei dauerhafter Erwerbs-
minderung.Es ist zu befürchten,dass die-

ses Problem im Rahmen der 2004 anste-
henden Sozialhilfereform eher neben-
sächlich behandelt und beiläufig durch
eine halbherzige Regelung vom Tisch ge-
wischt wird.

Geht es bei dieser Reform doch um viel
Grundlegenderes. Der nähere Blick auf
die aktuelle Debatte und die Machtver-
hältnisse in Bundestag und Länderkam-
mer lässt erahnen, in welche Richtung die
Sozialhilfereform insbesondere in Bezug
auf die Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU)
gehen wird. Harald Schartau, der Vorsit-
zende des mächtigen SPD-Landesver-
bands NRW, plädiert offen für die Ab-
schaffung der Sozialhilfe. Die CDU/CSU
mit ihrer Mehrheit im Bundesrat fordert
die Herabsetzung der Sozialhilfe für Er-
werbsfähige um 30%. Beide Vorschläge
haben das gleiche Ziel im Auge: Die Zer-
schlagung des untersten Netzes sozialer
Sicherung, das als nachrangige Leistung
die Sicherung des Existenzminimums
und ein menschenwürdiges Leben in un-
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von Annie Zirin

LYNN, MASSACHUSETTS. General-Elec-
trics-Rentner Peter Dow hatte davon ge-
träumt, im Pensionsalter Reisen nach
Florida zu unternehmen und mit seinen
Enkeln in New Hampshire zu zelten.Jetzt
sagt er gegenüber dem „Boston Globe“,
mit seiner monatlichen Rente von 850 $
kämpfe er ums tägliche Überleben. Mit
Zuzahlungen für die GE-Krankenversi-
cherung (General Electric) und Kosten
für seine Diabetes-Medikamente in Hö-
he von 160 $ monatlich bleibt Dow nichts
anderes übrig, als im Kellerzimmer sei-
ner Kinder zu hausen. Er hat seit kurzem
sogar einen Job als Fußgängerlotse. Als
Charles Kokinos – Motoren-Inspekteur
bei GE – im Jahr 1972 in Ruhestand ging,
belief sich seine Rente auf 275 $ im Mo-
nat. Heute ist er 86, und seine Rente be-
trägt 572 $ monatlich. Kürzlich sah sich
Kokinos gezwungen, sich eine private
Krankenversicherung zuzulegen. Seine
GE-finanzierte Krankenversicherung
weigerte sich, den Arzt zu bezahlen, der
seinen Prostatakrebs behandelt. Seine
neue Versicherung ist doppelt so teuer
und verschlingt 1/4 seiner Rente.

Schutz vor Inflation für GE-Beschäf-
tigte – ein Hauptstreitpunkt bei den na-
tionalen Vertragsverhandlungen zwi-
schen GE und IUE-CWA (Industrieabtei-
lung der Gewerkschaft Communications
Workers of America). Für die 16 000 GE-
Beschäftigen im ganzen Land, deren Ver-
trag zum 15. Juni ausläuft, ist das Ein-
treten für bessere Renten allerdings nur
ein Punkt ihres Kampfes. Es geht auch
um Sicherheit der Arbeitsplätze, um
Krankenversicherung und das Recht auf
Organisierung. Nach Jahren der Schlie-
ßungen, der Schikanen gegen Gewerk-
schaften und des Versuchs, Sozialleistun-
gen abzubauen (in diesen Jahren haben
Top-Manager Millionen zusammenge-
scharrt,die Profite boomten),sind die Ar-
beiter nun massiv verbittert. GE ist der
weltweit größte Hersteller von Düsen-
motoren und Gasturbinen. Im letzten

Jahr betrug der Profit 15 Milliarden $.
Aber wenn es um anständige Ruhe-
standsgehälter für seine Rentner geht,
hat GE die Chuzpe, sich als verarmt hin-
zustellen. GEs früherer leitender Direk-
tor (CEO) Jack Welch kann über seine
Pension nicht klagen. Er bekommt 10,8
Millionen $ pro Jahr plus Aktien und So-
zialleistungen. Jeder, der dem GE-Vor-
stand mindestens 5 Jahre angehört, hat
einen garantierten Pensionsanspruch,
der fünfmal über dem liegt, was ein GE-
Arbeiter nach 30 Jahren harter Arbeit be-
kommt! Die Wahrheit ist: GE macht Geld
mit seinem Pensionsfonds! Seit dem Jahr
1988 ist der GE-Pensionsfonds so fett,
dass er heute der zweitgrößte Pensions-
fonds in den USA überhaupt ist. Das
Unternehmen musste keinen Penny zu-
schießen – die Arbeiter hingegen schon,
Jahr für Jahr.2002 profitierte GE von sei-
nem Pensionsfonds in Höhe von 1,6 Milli-
arden $.

Arbeitsplatzsicherheit – ein weiterer
entscheidender Streitpunkt bei den Ver-
tragsverhandlungen. Schließlich ist GE
ein Konzern, der in den letzten 20 Jahren
rücksichtslos Niederlassungen geschlos-
sen und 150000 Arbeitsplätze abgebaut
hat. „Eure Beschäftigten erkennen jetzt,
dass eure unersättliche Gier nach Ge-
winnmaximierung zu Lasten ihrer Jobs
geht“, so Art Smith, Konferenzvorsitzen-
der auf Seiten der IUE-CWA/GE. „Kein
Geschäftszweig, keine Niederlassung,
egal wie profitabel oder produktiv, ist
noch vor Schließung sicher“. Und noch
etwas fordert die Gewerkschaft von GE:
Respektierung des Organisierungsrechts
der Beschäftigten. Man fordert von GE,
zwei Arbeiter von Johnson Technology –
das Unternehmen gehört zu GE – wieder-
einzustellen. Sie waren aufgrund ihrer
Gewerkschaftstätigkeit entlassen wor-
den. Das lehnt das Unternehmen bislang
ab. „Im Kern war und ist General Elec-
trics anti-gewerkschaftlich“, so der IUE-
CWA-Präsident Edward Fire in den Ver-
handlungen. „Diese Sache muss endlich
angepackt und gelöst werden, noch in
diesen Verhandlungen (…) Meiner An-

sicht nach wird kein Vertragsentwurf ak-
zeptiert, der diese alten Wunden aus-
klammert.“ Die Arbeiter meinen es tat-
sächlich ernst.Schon im Januar hatte GE
versucht, den Vertrag neu zu verhandeln,
um die Krankenversicherung abzubau-
en. Damals entschlossen sich die Arbei-
ter zum ersten landesweiten Streik seit
1969.„Im neuen Drei-Jahres-Vertrag von
IUE-CWA/GE wird es keine Rückschrit-
te geben“, so Fire. „Wenn General Elec-
tric weiter verlangt, dass die IUE-CWA-
Mitglieder jene massiven Konzessionen
bei der Umverteilung der Gesundheits-
kosten hinnehmen, von denen bei GE die
Rede ist, sind unsere Mitglieder streikbe-
reit und werden auch streiken“.

Die Tatsache, dass GE seine Arbeiter
dazu nötigen will, noch mehr für ihre
Krankenversicherung zu zahlen, empört
umso mehr, da GE inzwischen ja auch im
gesundheits-industriellen Bereich äu-
ßerst erfolgreich mitmischt. Mit Medi-
zingeräten hat GE im Jahr 2001 1,8 Milli-
arden $ verdient. Und durch seinen
„Nebengeschäftszweig“ Versicherungen
sind bei GE mittlerweile 700000 Men-
schen versichert. „GE ist nicht etwa Op-
fer des Krankenversicherungsge-
schäfts“, so Jeff Crosby, Präsident von
IUE/CWA Local 201 in Lynn, „GE ist das
Krankenversicherungsgeschäft“. Für die
Arbeiterbewegung ist die kämpferische
Haltung dieser Gewerkschaft eine be-
grüßenswerte Neuerung. Schon jetzt
werden Schritte unternommen, für den
Streikfall für Solidarität zu sorgen. Am
5. Juni werden die GE-Arbeiter am na-
tionalen Aktionstag für umfassende
Krankenversicherung teilnehmen. Am 7.
Juni werden tausende Arbeiter und
Unterstützer zu einem Marsch mit Groß-
demo hier vor Ort erwartet. Am 12. Juni
gibt es in New York eine Kundgebung, an
der die 14 Gewerkschaftsgruppen teil-
nehmen, die gemeinsam den Koordinier-
ten Verhandlungsausschuss gegenüber
GE bilden.So will man beweisen,die GE-
Arbeiter ziehen in diesem Kampf an ei-
nem Strang.

Quelle: Socialist Worker / ZNet 28.5.2003

Kampf um Renten und Gesundheitskosten –
General-Electric-Beschäftigte streikbereit

serer Gesellschaft garantieren soll. Mit
ihrem Prinzipien der Bedarfsdeckung,
der Individualität und der Unmittelbar-
keit der zu erfolgenden Hilfeleistung de-
finiert die Sozialhilfe heute Mindestan-
forderungen, mit Verfassungsrang, die an
unseren Sozialstaat gestellt werden müs-
sen.

Anstatt die Sozialhilfe abzuschaffen
müssen deshalb dringend die längst
überfälligen Anpassungen an die Ent-
wicklung der letzten zehn Jahre vorge-
nommen werden. Die Sozialhilfe soll das
soziokulturelle Existenzminimum si-
chern und somit soziale Ausgrenzung

verhindern. Damit sie dieser Aufgabe
endlich wieder gerecht wird müssen die
Regelsätze – auch als Referenzgröße für
vorrangige Leistungen – um 20 % ange-
hoben werden,ist die Pauschalierung von
Elektrogeräten, Möbeln und teuren Ge-
brauchsgütern sowie die Kosten der
Unterkunft einzustellen, muss dem
Grundsatz „Geld- vor Sachleistung“
Priorität eingeräumt werden und hat die
Bewilligungspraxis insgesamt men-
schenwürdig zu erfolgen 

An den von der Sozialhilfe gesetzten
sozialen Mindeststandards sind die vor-
rangigen Leistungen zu messen. Sie müs-

sen armutsfest, deutlich über dem sozio-
kulturellen Existenzminimum angesie-
delt sein und einen angemessenen Be-
standsschutz für die Betroffenen ge-
währleisten. Dann käme der Sozialhilfe
als unterstes Netz im System der sozia-
len Sicherung und als Beistand in beson-
deren Lebenslagen insgesamt auch wie-
der die Aufgabe zu, für die sie konzipiert
wurde.

Das Sozialstaatsprinzip darf nicht
vermeintlichen ökonomischen Sachz-
wängen geopfert werden, sonst droht
Massenverarmung und die Gesellschaft
gerät aus den Fugen.“
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Geht es „Zurück zum Fließband ?“ wird
auf der Titelseite der „Metall“ 5/2003 ge-
fragt. Und schon in der nächsten Num-
mer erscheint ein Artikel über die Ein-
führung von Erholzeiten bei Daimler-
Chrysler Untertürkheim. Die Arbeitsbe-
dingungen und die Intensität der Arbeit
geraten offensichtlich wider stärker in
die Kritik. Im VW-Werk Hannover star-
tet derzeit die betriebliche Interessen-
vertretung eine Aktion unter dem Titel
„Gesund arbeiten bis zur Rente“. Um die
aktuellen Ereignisse auf den Begriff zu
bringen, wäre aber auch eine gewerk-
schaftliche Diskussion über die früheren
Einschätzungen zu den „Neuen Produk-
tionskonzepten“, der Bedeutung von
Gruppenarbeit und den eigenen Reaktio-
nen (wie zum Beispiel die Aufgabe der
Erholzeiten) notwendig.

Nach mehren Wochen Verhandlungen
schlossen Betriebsrat und Werksleitung
bei Daimler-Chrysler Untertürkheim ei-
ne Vereinbarung ab, die den Beschäftig-
ten 54 Minuten bezahlte Erholzeit pro
Schicht sichert. Im „Metall“- Artikel, der
darüber berichtet,wird die Entwicklung,
die dorthin geführt hat, wie folgt be-
schrieben: „Mitte der 90er-Jahre lösten
moderne und flexible Montagelinien die
alten Fließbänder ab. Die Arbeit wurde
leichter und interessanter. Die Beschäf-
tigten waren daher bereit, Erholzeiten
dafür anrechnen zu lassen.Mit einer wei-
teren Modernisierung der Montage ver-
schlechterten sich die Arbeitsbedingun-
gen aber zunehmend.Humanisierung der
Arbeit? Aus der Traum. Enge Taktzeiten
und Monotonie zogen erneut in die Fa-
brikhallen ein. Da blieb kaum Zeit zum
Luftholen.“ (Metall 6/2003, S. 5)

Es wird von einer Rückkehr zur alten
Form der Bandarbeit gesprochen. Und
auch der Titel-Artikel der „Metall“
5/2003 erinnert an die literarischen Ver-
arbeitungen der früheren Kritik an der
tayloristischen Arbeitsorganisation und
dem Despotismus der Bandarbeit. „Hier
entstehen Motorraum und Boden für den
neuen Ford Fiesta. Auf einem schmalen
Förderband des Kölner Werks liegen hell-
graue Metallstücke, deren Form an
Schulterblätter erinnert. Aufgabe der
Arbeiter: Ein Teil nehmen – Schiene auf-
legen – in die Maschine stecken (Auf-
schrift: Nur Muttern mit Gewinde ver-
wenden!) – Knopf drücken – Fertig –
Stück zurück aufs Band.“ (Metall 5/2003,
S. 15) Gegenüber einer teilweisen Ideali-
sierung der Gruppenarbeit und ganz-
heitlicheren Arbeitsaufgaben in einigen
Teilbereichen der Produktion, die in den
letzten zehn Jahren vorlag, werden also
wieder stärker die Arbeitsbedingungen,
die eingesetzte Technologie und die In-
tensität der Arbeit kritisch betrachtet.

Auch für die eingangs erwähnten Ak-
tivitäten des VW-Betriebsrats in Hanno-
ver steht argumentativ im Vordergrund,
dass nach wie vor extrem verschleißende
Tätigkeitsbereiche vorhanden sind, dass
die Taktzeiten (die ja niemals auch nur
annähernd an die 70er-Jahre Taktzeiten
von Volvo heranreichten) erneut kürzer
werden – unter einer Minute. Ein weite-
rer Grund für die Aktion ist, dass die
Überkopfarbeit nicht verschwunden ist,
sondern eher eine Ausweitung erfährt 

In fast allen Werken der Automobilin-
dustrie finden erneut Diskussionen über
die Arbeitsbedingungen statt,werden ar-
beitsorganisatorische Konzepte modifi-

Arbeitsbedingungen und Arbeitsintensität

Neue Aufmerksamkeit für 
ein altes Problem 

Wirtschaft fordert Schulden-
erlass für Irak. – HB, Freitag/

Samstag, 6./7.6.2003. Die deut-
sche Wirtschaft hat sich für einen
Schuldenerlass des Irak ausgespro-
chen. Auf dem deutsch-arabischen
Wirtschaftsforum sagte DIHK-Präsi-
dent L. Braun, das irakische Volk habe
unter zwölfjährigem Embargo und
Kriegen stark gelitten. Es sei wichtig,
den Irak fair zu behandeln, das könne
maßgeblich dazu beitragen, das Miss-
trauen der Bevölkerung gegen die
Kriegsteilnehmer abzubauen. Die Be-
reitschaft mit europäischen Partnern
zu kooperieren, sei so stark wie nie zu-
vor, so der Präsident der Arabisch-
Deutschen Vereinigung für Handel und
Industrie, G. Rexrodt.

BDI fordert „Agenda 2003“ für den Os-
ten. – HB, Donnerstag, 12.6.2003. „Im
Moment geht die Schere zwischen Ost
und West auseinander. Nur etwa zwei
Drittel der Nachfrage in den neuen
Ländern werden durch eigene Wert-
schöpfung gedeckt“, so BDI-Präsident
M. Rogowski. Die „Agenda 2003“ soll
das „Gießkannenprinzip“ ablösen. Als
Modellregion für umfassende Arbeits-
markt-Reformen soll der Kündigungs-
schutz für Betriebe mit bis zu 80 Be-
schäftigten wegfallen. Arbeitsverhält-
nisse dürfen ohne sachlichen Grund
höchstens fünf Jahre befristet werden,
eine mehrfache Verlängerung soll un-
möglich sein. Für Leiharbeit soll kein
Tarifzwang gelten, die Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung von Tarifver-
trägen soll wegfallen. Weiter fordert
der BDI einen „echten Niedriglohn-
sektor“. Die „Agenda 2003“ solle Re-
formmotor für ganz Deutschland wer-
den.

DIHK fordert Geld vom Bund für mehr
Lehrstellen. – HB, Freitag/ Samstag,
13./14.6.2003.Der DIHK „werde sicher
kein Modell vorlegen, wie man durch
eine freiwillige Ausbildungsumlage
über die Kammern mehr Lehrstellen fi-
nanzieren könne“, mit diesen Worten
wies G. Wortmann, Abteilungsleiter
Berufsbildung, entsprechende Hoff-
nungen des Bundes zurück. Die Wirt-
schaftszusage, jedem willigen und fä-
higen Jugendlichen einen Ausbil-
dungsplatz anzubieten, gelte weiter,
sagte Woortmann. Sollte sich jedoch
wider Erwarten die jüngste Prognose
der BDA bewahrheiten und im Herbst
tatsächlich 70 000 Jugendliche ohne
Ausbildung dastehen, „muss der Staat
das mit Steuergeldern überbrücken“.
Positiv sieht der DIHK den Vorschlag
der FDP, die neue Ausbildungsplätze
mit einer Prämie von 3 500-Euro- ho-
norieren will.Derzeit sei es aber falsch,
Unternehmen „mit Geld zu locken“, da
die Bereitschaft,auf eigene Kosten aus-
zubilden, sonst weiter sinke.

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-
presse
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ziert und scheint die teils erhoffte allge-
meine Ausweitung der Gruppenarbeit al-
so auszubleiben.Vor diesem Hintergrund
setzt sich mindestens die Einschätzung
durch, dass die Entwicklung hinsichtlich
Intensität der Arbeit, Qualifikationsab-
forderung und Arbeitsbedingungen un-
einheitlich sind.

Auf der anderen Seite zeigen Tenor
und Orientierung des „Metall“-Artikels
(5/2003), dass nach wie vor eine Tendenz
vorhanden ist, den Unternehmen klar-
machen zu wollen, dass die Rücknahme
von Gruppenarbeit und umfassenderen
Arbeitsvorgängen in der Konsequenz we-
sentlich negative Wirkungen für die
Unternehmen hätte.„Die Einführung der
teilautonomen Gruppenarbeit war nie
ein reiner Akt der Humanität, sondern
hatte immer auch Rationalisierung zum
Ziel. Höhere Produktivität gegen
menschlichere Arbeitsbedingungen, so
war der Deal. Es ist ein Geschäft, das erst
auf mittlere Sicht Früchte trägt.“ (Metall
5/2003, S. 15)

Es besteht nach wie vor ein gewisser
Nachholbedarf in der gewerkschaft-
lichen Diskussion über die Frage, welche

Veränderungen seit der Einführung der
„Neuen Produktionskonzepte“ stattge-
funden haben, welche Bereiche wirklich
von diesen neuen Konzepten erfast wur-
den, wie sich die Intensität der Arbeit
entwickelt hat, warum anders als wäh-
rend der Phase der Humanisierungspro-
jekte kein Gewicht mehr auf die Tech-
nikentwicklung gelegt wurde und einiges
mehr.

Dass jetzt eine Vereinbarung über Er-
holzeiten bei Daimler-Chrysler entstan-
den ist, dürfte eine solche Diskussion er-
leichtern.Es zeigt auch,dass starke Inter-
essen am Wirken sind, denn sonst hätte
nicht eine Vereinbarung mit solch einer

enormen (finanziellen) Wirkung in recht
kurzer Zeit abgeschlossen werden kön-
nen.Dies zumal die Formierung einer sol-
chen Position in der IG Metall nach wie
vor nicht einfach ist, da die früher exis-
tierenden Erholzeitenregelungen in den
neunziger Jahren allesamt aufgegeben
wurden, oft mit dem Hinweis, mit den
neuen Formen der Produktionsorganisa-
tion seien die Gründe für die Erholzeiten
entfallen.

Auf der andren Seite erleichtern sicher
die zunehmenden Diskussionen über
stärkere und neue Formen der psycho-so-
zialen Belastungen am Arbeitsplatz eine
neuerliche Diskussion über Arbeitsge-
staltung und Arbeitsbedingungen. Und
auch die aus der Abteilung Sozialpolitik
der IG Metall heraus initiierte Kampag-
ne für eine „Gute Arbeit“ dürfte Raum
geben, die Frage zu bearbeiten, wie ein
aktueller Begriff für die Verausgabung
von Arbeitskraft zu finden ist, der die
verschiedenen Aspekte des Technikein-
satzes und vor allem der Arbeits- und Re-
produktionsbedingungen umfasst und
der dann auch Hinweise für die Lohnpo-
litik geben könnte. rog

Metall und Elektroindustrie, Bezirk Küste

Bundesweit erster
Entgeltgeltrahmen-
Tarifvertrag
Entgegen der innerhalb der IG Metall
vielfach formulierten Erwartung,der Be-
zirk Baden-Württemberg soll und wird
den Pilot-Abschluss zum gemeinsamen
Entgelttarifvertrag abliefern,kam es nun
doch anders: Die Metall-Arbeitgeber im
Nordverbund (Metall Unterweser, Nord-
metall und Nord-West-Metall) und die IG
Metall Küste haben in Hamburg das
bundesweit erste Verhandlungsergebnis
über einen neuen Entgeltrahmentarif-
vertrag für die norddeutsche Metall- und
Elektro-Industrie unterzeichnet. Dem
Verhandlungsergebnis hat der Vorstand
des Nordverbundes in seiner Sitzung am
25.Mai dieses Jahres zugestimmt,die gro-
ße Tarifkommission der IG Metall Küste
einstimmig in ihrer Sitzung am 27. Mai.

Neben vielen anderen enthält der Ab-
schluss eine leistungspolitisch interes-
sante Neuerung: Im Entlohnungsgrund-
satz „Leistung“ wurde neben den Ent-
lohnungsmethoden „Akkord, Prämie,
Provision“ erstmals die Methode „Ziel-
entgelt“ (Zielvereinbarung) tarifiert. Ob
diese Entlohnungsmethode die Lohn-
Leistungsregulation für Zeitlöhner und
Angestellte (etwa 75% aller Beschäftig-
ten) positiver gestalten kann, muss sich
zeigen.

Wir dokumentieren das Ergebnis aus-
zugsweise aus dem IG Metall-Flugblatt
„metallERAextra 4“ 

wog

EINGRUPPIERUNG

Es wird ein gemeinsames Entgeltsystem
für Arbeiter und Angestellte eingeführt.
Insgesamt gibt es elf Gruppen mit bis zu
fünf Stufen. Es wird nach modernen und
zeitgemäßen Kriterien eingruppiert. In
den Entgeltgruppen 2 bis 4 wechselt man
spätestens nach einem halben Jahr,in den
Gruppen 5 bis 8 nach einem Jahr und in
den Gruppen 9 bis 11 nach zwei Jahren
von der Eingangsstufe in die Hauptstufe.
Werden allerdings auf einem Arbeits-
platz über das normale Maß hinaus Fle-
xibilität, Kooperation und Verantwor-
tung abgefordert, gibt es bis zu drei Zu-
satzstufen.Eine Eingruppierung kann je-
derzeit reklamiert werden. Lehnt der Ar-
beitgeber die geforderte Eingruppierung
ab, muss er auf Grundlage einer Anfor-
derungsbeschreibung des Arbeitsplatzes
gemeinsam mit dem Betriebsrat eine Lö-
sung suchen.Gelingt dies nicht,steht dem
Beschäftigten der Rechtsweg offen. Zu-
dem gibt es bei Versetzungen bzw.Verän-
derungen der Arbeitsinhalte erstmalig
einen Abgruppierungsschutz. Bei dro-
hender Abgruppierung soll den Beschäf-
tigten vorrangig ein gleichwertiger Ar-
beitsplatz angeboten werden. Ist dies
nicht möglich, gibt es für mindestens 9
Monate einen finanziellen Ausgleich, der
auch als Einmalbezahlung ausgezahlt
werden kann. Für AT-Angestellte wurde
eine neue Einkommensgrenze verein-
bart.

AUSZUBILDENDE

Die Ausbildungsvergütungen werden in
die Entgeltgruppe 1 des ERA einbezogen
und ab 2008 prozentual an das Eckent-
gelt (EG 5) angebunden. Sie erhalten ei-
ne monatliche Zulage (mind. 4 Prozent
der Ausbildungsvergütung), wenn sie an

Arbeitsplätzen ausgebildet werden, an
denen andere Beschäftigte einen Belas-
tungsausgleich erhalten.

ZEITENTGELT MIT LEISTUNGSZULAGE

Die Unterscheidung von Leistungsent-
gelt und Zeitentgelt ist deutlicher ge-
worden.Für Arbeiten im Zeitentgelt dür-
fen keine exakten Leistungsvorgaben ge-
macht werden. Anforderungen, die dem
Zeitentgelt nicht entsprechen können
vom Betriebsrat und den Beschäftigten
reklamiert werden. Im Zeitentgelt gibt es
neben dem Grundentgelt eine Leistungs-
zulage. Diese beträgt 6 Prozent im
Durchschnitt der jeweiligen Entgelt-
gruppen. Sie kann gleichmäßig oder un-
gleichmäßig verteilt werden. Bei un-
gleichmäßiger Verteilung ist zwischen
Arbeitgeber und Betriebsrat eine Metho-
de zur Leistungsbeurteilung zu verein-
baren. Kriterien hierfür könnten unter
anderen sein: Arbeitsergebnis, -Qualität,
-Einsatz. Für Beschäftigte, die indirekt
am Akkord oder der Prämie beteiligt sind
(z.B. Kranfahrer), vereinbaren die Be-
triebsparteien eine angemessene Rege-
lung.

LEISTUNGSENTGELT

Für eine leistungsgerechte Bezahlung
stehen in Zukunft vier Methoden zur
Auswahl: Akkord, Prämie, Provision und
Zielentgelt. Der Betriebsrat wählt ge-
meinsam mit dem Arbeitgeber die Ent-
geltgrundsätze und -methode aus.Die je-
weilige Ausgestaltung bestimmt er voll
mit. Die Leistungsvorgaben müssen von
den Beschäftigten beeinflussbar, über-
prüfbar und reklamierbar sein.

Akkordentgelt

Die Akkordregelungen wurden verein-
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heitlicht und modernisiert. Beschließt
der Arbeitgeber aus dem Akkord in eine
andere Entgeltmethode zu wechseln, so
bedarf es neben einer neuen Betriebsver-
einbarung mit dem Betriebsrat einer in-
dividuellen Vereinbarung mit dem Be-
schäftigten.Kommt es zwischen ihnen zu
keiner Einigung, bleibt dem Arbeitgeber
nur eine Änderungskündigung. Hierbei
wird allerdings in der Kündigungsfrist
der durchschnittliche Akkordverdienst
gezahlt.

Prämienentgelt

Prämienentgelt kann nach den tarif-
lichen Vorgaben eingeführt werden. Die
Bezugs- und Messgrößen sowie die Höhe
des Prämienentgelts sind in einer Be-
triebsvereinbarung zu regeln- Zudem
muss ein Reklamationsverfahren festge-
legt werden.

Provision

Für Beschäftigte, die Einfluss auf Um-
satz- und Gewinngrößen haben,zum Bei-
spiel im Vertrieb, kann eine Provisionsre-
gelung vereinbart werden. Hierbei wird
das tarifliche Grundentgelt im Jahres-
durchschnitt garantiert.

Zielentgelt

Mit dem Zielentgelt / Zielvereinbarung
gibt es nun die Chance, in Arbeitsberei-
chen ohne klar definierte Leistungsvor-
gaben (Zeitlohn / Angestelltenbereich)
eine leistungsgerechte Bezahlung einzu-
fuhren. Arbeitgeber und Betriebsrat
schließen hierzu eine Rahmenbetriebs-
vereinbarung über mögliche Ziele / Ziel-
arten, zum Beispiel Kundenzufrieden-
heit, Produktinnovationen, Projektlauf-
zeit, ab. Krankheitstage bzw. der Unter-
nehmenserfolg sind als Ziele nicht er-
laubt.Auf der Grundlage der Rahmenbe-
triebsvereinbarung kommen Zielverein-
barungen zwischen dem Vorgesetzen und
den Beschäftigten zustande. Wichtig ist
hierbei,dass die Ziele eindeutig und kon-
kret formuliert werden und entsprechend
messbar bzw.beurteilbar sind.Außerdem
soll die Vereinbarung nicht länger als 12
Monate laufen. Am Grad der Zielerrei-
chung wird die Höhe des Zielentgeltes
berechnet.

QUALIFIZIERUNG

Es gibt eine Verpflichtung der Tarifpar-
teien, eine Vereinbarung zur „Förderung
des Qualifizierungsmanagements in den
Unternehmen“ abzuschließen. Hierzu
sollen die Arbeiten unverzüglich aufge-
nommen werden. Ziel der Regelung soll
die Unterstützung gerade von Klein- und
Mittelbetrieben beim Qualifizierungs-
management sein.

BELASTUNGSAUSGLEICH

An Arbeitsplätzen mit besonderen Belas-
tungen wie zum Beispiel Lärm oder ein-
seitiger Muskelarbeit, aber auch Mono-
tonie oder Störung der Konzentration,
erhalten die Beschäftigten einen tarif-
lichen Belastungsausgleich. Die genaue

Höhe der Zulage wird zwischen dem Ar-
beitgeber und dem Betriebsrat verein-
bart. Die Zulage muss aber mindestens 4
Prozent vom Eckentgelt ausmachen, in
besonderen Fällen mindestens 8 Prozent.
Durch eine freiwilligen Vereinbarung
kann diese Zulage auch durch entspre-
chenden Zeitausgleich erfolgen.

BESITZSTANDSKLAUSEL

Durch die ERA-Einführung darf es kei-
ne finanzielle Schlechterstellung geben.
Ist das neue Tarifentgelt einschließlich
tariflicher Leistungsbestandteile (z.B.
Leistungszulage) niedriger,gibt es in Hö-
he der Differenz eine monatliche Aus-
gleichszahlung. Bei künftigen Tariferhö-
hungen darf von dieser Ausgleichszah-
lung höchstens 25 Prozent, aber nicht
mehr als 50 Prozent der Tariferhöhung
angerechnet werden. Bevor eine Aus-
gleichszulage gezahlt wird, soll den Be-
schäftigten vorrangig ein gleichwertiger
Arbeitsplatz angeboten werden.

§ 4 Entgeltgruppen

Entgeltgruppe 1
Auszubildende, die in einem anerkann-
ten Ausbildungsberuf i.S.d. Berufsbil-
dungsgesetzes (BBIG) auf Grund eines
Berufsausbildungsvertrages ausgebildet
werden,
Entgeltgruppe 2
Tätigkeiten, deren Ablauf und Ausfüh-
rung im Einzelnen festgelegt sind. Erfor-
derlich sind Arbeits- oder Material-
kenntnisse oder Geschicklichkeit bei der
Arbeitsausführung, die durch eine
zweckgerichtete Einarbeitung und
Übung von bis zu vier Wochen erlernt
werden. Berufliche Vorbildung ist nicht
erforderlich.
Entgeltgruppe 3
Tätigkeiten, deren Ablauf und Ausfüh-
rung weitgehend festgelegt sind. Erfor-
derlich sind Arbeits- oder Material-
kenntnisse oder besondere Geschicklich-
keit bei der Arbeitsausführung, wie sie in
der Regel durch ein systematisches An-
lernen von mehr als vier Wochen Dauer
erworben werden. Berufliche Vorbildung
ist nicht erforderlich.
Entgeltgruppe 4
Tätigkeiten, deren Ablauf und Ausfüh-
rung teilweise festgelegt sind. Erforder-
lich sind Kenntnisse und Fertigkeiten,
wie sie in der Regel durch eine mindes-
tens zweijährige fachspezifische Ausbil-
dung oder eine abgeschlossene dreijähri-
ge fachfremde Berufsausbildung erwor-
ben werden, oder auf einem anderen We-
ge erworben wurden,.
Entgeltgruppe 5 (Eckentgelt)
Sachbearbeitende Aufgaben und/oder
Facharbeiten, deren Erledigung weitge-
hend vorgegeben ist. Erforderlich sind
Kenntnisse und Fertigkeiten, wie sie in
der Regel durch eine abgeschlossene
fachspezifische mindestens dreijährige
Berufsausbildung oder eine abgeschlos-
sene fachfremde Berufsausbildung und
eine mehrjährige fachspezifische Berufs-
erfahrung erworben werden, oder auf ei-

nem anderen Wege erworben wurden.
Entgeltgruppe 6
Schwierige sachbearbeitende Aufgaben
und/oder schwierige Facharbeiten, deren
Erledigung überwiegend vorgegeben ist.
Erforderlich sind Kenntnisse und Fertig-
keiten,wie sie in der Regel durch eine ab-
geschlossene fachspezifische mindestens
dreijährige Berufsausbildung und eine
mehrjährige Berufserfahrung oder durch
abgeschlossene fachfremde Berufsaus-
bildung und eine mehrjährige fachspezi-
fische Berufserfahrung sowie zusätzliche
spezielle Weiterbildung erworben wer-
den, oder auf einem anderen Wege er-
worben wurden.
Entgeltgruppe 7
Umfassende sachbearbeitende Aufgaben
und/oder umfassende Facharbeiten
innerhalb des Fachgebietes, deren Erle-
digung teilweise vorgegeben ist. Erfor-
derlich sind Kenntnisse und Fertigkeiten,
wie sie in der Regel durch eine abge-
schlossene fachspezifische mindestens
dreijährige Berufsausbildung und eine
mehrjährige Berufserfahrung sowie zu-
sätzliche spezielle Weiterbildung erwor-
ben werden, oder auf einem anderen We-
ge erworben wurden.
Entgeltgruppe 8
Fachgebietsübergreifende Aufgabenge-
biete, deren Erledigung im Rahmen von
bestimmten Richtlinien erfolgt. Erfor-
derlich sind Kenntnisse und Fertigkeiten,
wie sie in der Regel durch eine abge-
schlossene zweijährige Fachschulausbil-
dung oder durch eine abgeschlossene
fachspezifische mindestens dreijährige
Berufsausbildung und eine langjährige
Berufserfahrung sowie eine zusätzliche
spezielle Weiterbildung erworben wer-
den, oder auf einem anderen Wege er-
worben wurden.
Entgeltgruppe 9
Komplexe Aufgabengebiete im Rahmen
von Richtlinien.Erforderlich sind Kennt-
nisse und Fertigkeiten, die in der Regel
durch eine abgeschlossene Hochschul-
ausbildung oder durch eine abgeschlos-
sene zweijährige Fachschulausbildung
und eine mehrjährige Berufserfahrung
sowie eine zusätzliche spezielle Weiter-
bildung erworben werden, oder auf ei-
nem anderen Wege erworben wurden.
Entgeltgruppe 10
Aufgabenbereiche im Rahmen von allge-
meinen Richtlinien. Erforderlich sind
Kenntnisse und Fertigkeiten, wie sie in
der Regel durch eine abgeschlossene
Hochschulausbildung erworben werden,
oder auf einem anderen Wege erworben
wurden.
Entgeltgruppe 11
Komplexe Aufgabenbereiche – teilweise
nach allgemeinen Richtlinien. Erforder-
lich sind Kenntnisse und Fertigkeiten,
wie sie in der Regel durch eine abge-
schlossene Hochschulausbildung und ei-
ne langjährige fachspezifische Berufser-
fahrung sowie gegebenenfalls eine ent-
sprechende Fortbildung erworben wer-
den, oder auf einem anderen Wege er-
worben wurden.
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Die Rosa-Luxemburg-
Stiftung NRW und das kom-

munalpolitische Forum NRW
führen ein Wochenendseminar

zum Thema „Sozial und solidarisch vor
Ort: Kommunale Grundsicherung erhal-
ten am 5./6. Juli in Dortmund durch.

Näheres ist über www.pds-nrw.de zu
erfahren oder über die PDS-Landesge-
schäftsstelle: 0211-35 89 07

Brief an die Delegierte des Bundespar-
teitages der PDS, Landesvorsitzenden
der PDS, die Fraktionsvorsitzenden der
PDS in den Landtagen und die Bewerbe-
rinnen und Bewerbern für den neuen Par-
teivorstand:  Kommunale Politik der PDS
nicht verkümmern lassen! 
Die Verfasserinnen und Verfasser dieses
Briefes haben sich am Rande der Haupt-
versammlung des Deutschen Städtetages
vom 13. bis 15. Mai 2003 in Mannheim
kennen gelernt bzw.getroffen und bei die-
ser Gelegenheit auch über das Profil der
PDS in kommunalpolitischer Verantwor-
tung und kommunalpolitischer Strategie
nachgedacht. Hier kam uns – vor dem
Hintergrund gravierender gesellschaft-
licher Entwicklungen – in den Sinn, dass
sich die PDS im neuen Programmentwurf
auch zur kommunalen Selbstverwaltung
bekennt. Und es gab eine Zeit, in der uns
jede von PDS-Bewerberinnen und -Be-
werbern eroberte kommunalpolitische
Funktion ins Feiern und in Euphorie ver-
setzt hat. Für die Überwindung der ge-
sellschaftlichen Isolation der PDS waren
die Erfolge in den Kommunalwahlen un-
abdingbar. Nur dafür?

Wir sind über den augenblicklichen
Zustand und die Handlungsfähigkeit der
PDS in der Politik für Städte und Ge-
meinden erheblich beunruhigt. Alle an-
deren Parteien haben die Hauptver-
sammlung des Städtetages zur Profilie-
rung genutzt. (…) Hier gab es „Parteien-
abende“ in Anwesenheit prominenter
Bundespolitikerinnen und -politiker, um
den Stellenwert der Handlungsfähigkeit
von Städten und Gemeinden in der par-
teiinternen Agenda zu betonten.Während
dessen hat es bei der PDS nicht einmal für
eine Presseerklärung gereicht. Die wahr-
nehmbaren Konfliktlinien auf der Tagung
verliefen eher zwischen Teufel (CDU) und
Roth (CDU)! In den eigenen Reihen schien
selbst die Befassung mit dem Thema der
Reform der Gemeindefinanzen – im
Spannungsverhältnis zwischen kommu-
naler, Bundes- und Länderpolitik – eher
wie die Annäherung an etwas Fremdes,
Unbekanntes.Als ob die Agenda 2010 sich
nur auf Bundesregierung, Länder, Ge-
sundheitsinfrastruktur und Bundesan-
stalt für Arbeit bezöge!

Unsere Bereitschaft, an der Überwin-
dung dieses offensichtlichen inhaltlichen
Mangels mitzuwirken, ist ungebrochen.
Wir sehen uns aber nicht in der Lage, das
an dieser Stelle … sichtbare Defizit stell-
vertretend für die Partei aufzulösen.Viel-

mehr erscheint es uns, als sei unser zum
Teil nicht einfach zu vermittelndes Enga-
gement im kommunalpolitischen Bereich
in der Gesamtwürdigung durch die Par-
tei nur ein „notwendiges“ Befassungsfeld
ohne Priorität jenseits der „eigentlichen“
Funktion der PDS, die Gesellschaft
grundlegend zu verändern.

Eine differenzierende und fortgesetzte
Sensibilität gibt es demgegenüber nur in
kleinen Kreisen der Partei.Auch die neue
Form der Koordinierung zwischen der
Bundesarbeitsgemeinschaft „Kommu-
nalpolitik“, den kommunalpolitischen
Landtagssprecherinnen und -sprechern
sowie der parteinahen Kommunalpoliti-
schen Foren kann bei allen Aktivitäten
und ehrgeizigen Vorhaben die den Her-
ausforderungen entsprechende organi-
sierte Zusammenarbeit nicht leisten. (…)
Wie soll … zum Beispiel sichergestellt
werden, dass zukünftig genügend Genos-
sinnen und Genossen profiliert und qua-
lifiziert sind, um den kommunalaufsicht-
lichen Anforderungen an eine Bestellung
in ein kommunales Bürgermeister- oder
Dezernentenamt zu entsprechen? Oder
dass unsere Kommunalpolitik – bei aller
ihrer Vielschichtigkeit und Differenziert-
heit – gerade angesichts der neuen Her-
ausforderungen deutlich an Erkennbar-
keit gewinnt? Können wir diesen Bereich
durch schlichtes personelles Ausbluten
aufs Spiel setzen?

(…) Wir müssen nicht extra darauf
hinweisen, dass es nur noch zwei Ebenen
der über Wahlen vermittelten Politik gibt,
in denen die PDS nennenswert Aufmerk-
samkeit und Einfluss genießt. Die Kom-
munalpolitik gehört nicht nur dazu, son-
dern hier wird PDS entweder profiliert
oder aber ohne Antworten und Qualifi-
kation wahrgenommen. Wir erwarten,
dass ihr euch jetzt und der Vorstand sich
nach seiner Konstituierung dieser Frage
unverzüglich widmet.

Es wird notwendig sein, aber nicht ge-
nügen, wenn ein (möglicherweise noch
ehrenamtliches) Bundesvorstandsmit-
glied für diesen Politikbereich verant-
wortlich gemacht wird. Dies allein wäre
nicht die erste symbolische Bemühung
um bestimmte „Ausschnitte“ von Politik!
Gebraucht wird hinzukommend ein
handlungsfähiges Büro in der Bundesge-
schäftsstelle, welches selbstständig und
kreativ strategische Angebote und orga-
nisatorische Leistungen erbringt, und
innerhalb der Partei qualifizierend, ge-
wichtsverstärkend und unterstützend für
Bemühungen um innovative, gleichzeitig
aber demokratisierende und problemlö-
sungsorientierte Kommunalpolitik
wirkt. (…) Nur ein manifester Kraftakt
und grundlegender Schnitt wird der PDS
zukünftig eine andere Form der Aner-
kennung, des Vertrauens und der Durch-
setzungskraft in bürgerpolitischen Be-
langen verschaffen. Es reicht nicht aus,
auf die PDS-nahen kommunalpoliti-
schen Foren in den Ländern verweisen,

die das objektiv gar nicht zu leisten ver-
mögen.Den Grünen ist es gelungen, in ih-
rer „außerparlamentarischen Phase“
über ihre kommunale Rückbindung Kraft
zu tanken, ihre Mitgliedschaft politisch
zu qualifizieren und weiterzuentwickeln,
und mit ihrem Wiedereinzug in den Deut-
schen Bundestag gleichzeitig auf der
kommunalen Ebene verstärkt präsent zu
sein. Im kommenden Jahr sind nicht nur
Europa-,sondern u.a.in Nordrhein-West-
falen Kommunalwahlen – ohne 5%-Hür-
de! 
Vertreterinnen und Vertreter der PDS bei der
Hauptversammlung des Deutschen Städtetages
Heidrun Bluhm, Stellvertreterin des OBM in
Schwerin, Beigeordnete für Bauen, Ordnung und
Umwelt, Dr. Petra Brangsch, Referentin, Ge-
schäftsführerin des Kommunalpolitischen Fo-
rums Berlin, Klaus Lederer, Mitglied des Abge-
ordnetenhauses Berlin, Stellvertretender Be-
zirksvorsitzender PDS Berlin Drei,  Stefan Lud-
wig, Bürgermeister Stadt Königs Wusterhausen,
Mitglied des Parteivorstands, Dagmar Pohle, Be-
zirksstadträtin für Soziales, Wirtschaft und Be-
schäftigung, Bezirksamt Berlin Marzahn-Hel-
lersdorf. Dr. Peter-Rudolf Zotl, Mitglied des Ab-
geordnetenhauses Berlin, Mitglied des Haupt-
ausschusses des Deutschen Städtetages

Hamburg: PDS-Landesmitgliederver-
sammlung wählte arbeitsfähigen Lan-
desarbeitsausschuss: Die mit rund 100
Mitgliedern und Sympathisierenden gut
besuchte Landesmitgliederversammlung
der PDS Hamburg hat am Mittwoch, den
4. Juni, beendet, was sie am 11. Mai be-
gonnen,aber aus Zeitgründen nicht mehr
hatte vollenden können: die Neuwahl der
BeisitzerInnen des Landesarbeitsaus-
schusses. (…) Die sich der „Liste Links“
zurechnenden KandidatInnen, darunter
drei vormalige Mitglieder des Landesar-
beitsausschusses, wurden nicht wieder
gewählt. Sie erhielten in den Wahlgängen
am 4.6. nicht einmal ein Drittel der Stim-
men.Mit großer Mehrheit erteilte die Mit-
gliederversammlung damit der von der
„Liste Links“ betriebenen Politik der Es-
kalation der Konflikte und maßloser Dif-
famierung innerparteilicher Kontrahen-
ten sowie der Verweigerungshaltung ge-
genüber den Anforderungen sozialisti-
scher Politik eine deutliche Absage. Der
Landesarbeitsausschuss wird sich nun
mit voller Kraft den Auseinandersetzun-
gen vor allem mit dem Rechtssenat und
seiner unsozialen,diskriminierenden und
repressiven Politik, mit der Agenda 2010,
mit der Kriegspolitik der USA und der
Militarisierung der EU und der Bundes-
republik Deutschland widmen. Dadurch
und durch die Stärkung der Gliederun-
gen und Strukturen des Landesverbandes
werden wir unseren Beitrag zur Unter-
stützung der sozialen und politischen
Widerstandsbewegungen, zum Wahl-
kampf der PDS für die Europawahlen
2004 und zur Vorbereitung der Bürger-
schaftswahlen 2005 leisten und damit
hoffentlich auch einen Beitrag zur Über-
windung der Krise der PDS.PE PDS HH
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„Unterscheidung zwischen dem Erbe, das wir antreten wollen – und dem, 
was wir zurückweisen wollen …“

Kerneuropa – zwecks Besitzstandswahrung
Der hier auszugsweise dokumentierte
Aufruf von Jürgen Habermas, den sein
Mitunterzeichner Jacques Derrida als
„Analyse“ begriffen wissen will, beginnt
mit einer Tatsachenklitterung. Sowohl
die Erklärung der 8 EU-Mitgliedstaaten
bzw.EU-Beitritts-Staaten vom 31.1.2003
wie auch, das kann hier gleich hinzuge-
fügt werden, die Erklärung von 10 weite-
ren Beitritts-Staaten bzw. Beitritts-Be-
werbern vom 08.02.2003 stellten jeweils
eine Re-Aktion dar: Zum einen auf die
Hegemoniebestrebungen der deutschen
und französischen Regierung gegenüber
Resteuropa. Und zum andern auf die sich
anbahnende Teilhabe Deutschlands am
französischen Atomwaffenpotential.
Diese Teilhabe befreit die deutsche Seite
endgültig von den ehemaligen Auflagen
der westlichen Antihitler-Koalitions-
Mächte (immerwährender Verzicht auf
den Besitz von Massenvernichtungswaf-
fen) anlässlich der Verhandlungen um
den Beitritt der BRD zur EVG bzw.WEU.
Die zuvor angesprochenen Hegemonie-
bestrebungen waren ab Sommer 2002 zu-
nächst v. a. im verfassunggebenden Kon-
vent wirksam: Hier hatten beide Regie-
rungen durch stete und engste Koopera-
tion versucht, die Debatte und Entschei-
dungsfindung in Richtung  einer ihnen
genehmen Abfassung des Verfassungs-
vertrags zu dominieren. Darüber hinaus
wurde später zwischen beiden Seiten
(anlässlich des 40. Jahrestags des sogen.
Elyseevertrags  am 25. Januar 2003) die
Nutzung der – durch den EU-Vertrag von
Nizza (2001) ab 01.02.2003 möglich wer-
denden – „verstärkten Zusammenarbeit“
vereinbart. Hier haben somit zwei Regie-
rungen bzw. Staaten ganz bewusst das
Projekt „Kerneuropa“ losgetreten [‚Das
Ostpreußenblatt‘, dem man einen gewis-
sen Instinkt in dieser Sache nicht ab-
sprechen kann, spricht hier zugespitzt
vom: „karolingischen Kern Europas“
(25.01.2003)] – ohne jedwedes Interesse
an Vorweg-Konsultation bzw. Koopera-
tion gegenüber den übrigen europäischen
Regierungen bzw. Staaten. Die deutsch-
französische Seite machte vielmehr auf
diese Weise deutlich, dass sie die Anfüh-
rerschaft in der alten wie auch in der neu-
en EU für sich reklamiert. Dieses Ansin-
nen hat sie seither durch ein beharrliche
Politik der In-Besitznahme der Unions-
Ebene verfolgt: In zweiseitiger Arbeits-
teilung sollen jene Unions-Instanzen un-
ter die eigene Verfügungsgewalt gebracht
werden, die ausschlaggebend sind für
diese Hegemoniebestrebungen.

Warum arbeitet der Habermas-Aufruf
mit einer Tatsachen-klitternden Unter-
stellung gegenüber Resteuropa, wo es
doch das selbsternannte Kerneuropa war,
das „hinter dem Rücken“ der übrigen Re-

gierungen vorging und auf das insofern
der Vorwurf der Durchführung eines
„Handstreichs“ eher zutreffen mag?  Die
Antwort muss beim zweiten Datum, mit
dem Habermas das Datum des 31. Janu-
ar 2003 verkoppelt wissen will, gesucht
werden: Das betrifft den internationalen
Protesttag gegen eine Intervention in den
Irak,den 15.Februar 2003.Obwohl in den
USA zu diesem Anlass ähnlich viele Men-
schen in ähnlich vielen Städten – wie et-
wa in Habermas’ens Europa – auf die
Strasse gingen, wird diese Tatsache ver-
schwiegen, um diesen Tag bedeutungs-
mäßig umbiegen zu können:  Als Signal-
gebung „für die Geburt einer europäi-
schen Öffentlichkeit“. Mehr noch: Hier
wird die weltweit zum Ausdruck gekom-
mene Bekräftigung des Interventionsver-
bots bzw.des Aggressionsverbots (im Ver-
hältnis der Staaten zueinander) exklusiv
in Beschlag genommen, um folgende
Frontstellungen suggerieren zu können:
Zum einen wird hier der Gegensatz
‚kriegsunwilliges Europa versus kriegs-
willige USA‘ behauptet.Und zum andern
wird hier der Gegensatz ‚kriegsunwillige
europäische Regierungen/Staaten versus
kriegswillige europäische Regierun-
gen/Staaten‘ suggeriert. Der Habermas-
Aufruf zielt insofern – über die Verbrei-
tung seiner Sichtweise – nicht nur auf die
Zustimmung Gleichgesinnter. Sondern
er zielt auf Formierung, auf Ausrichtung
des aktuell stattfindenden öffentlichen
Meinungsbildungsprozesses in eine spe-
zifische Richtung.

Diese Richtung erschließt sich über ei-
ne Vergewisserung der ideellen und ma-
teriellen Interessen,an die der Aufruf an-
zuknüpfen sucht – und aus deren Vor-
handensein sich dann auch der auf Klit-
terung, auf Stimmungsmache und auf
Suggestion hin angelegte Charakter je-
nes Aufrufs besser verdeutlichen lässt.
Habermas hat dazu in einem Vortrag (auf
dessen Grundlage jetzt jener Aufruf ab-
gefasst wurde) am 26. Juni 2001 im Rah-
men der achten ‚Hamburg Lecture‘ [Dis-
kussionsreihe, gemeinsam veranstaltet
von der Universität Hamburg, dem Er-
sten Bürgermeister der Freien und Han-
sestadt Hamburg und der ZEIT-Stiftung
Ebelin und Gerd Bucerius] folgendes
ausgeführt:

„Wirtschaftliche Erwartungen reichen
als Motiv nicht aus, um in der Bevölke-
rung politische Unterstützung für das ri-
sikoreiche Projekt einer Union, die die-
sen Namen verdiente, zu mobilisieren.
Dazu bedarf es gemeinsamer Wertorien-
tierung. Gewiss hängt die Legitimität ei-
nes Regimes auch von seiner Effizienz ab.
Aber politische Innovationen wie der
Aufbau eines [Unions-]Staates von Na-

tionalstaaten bedürfen der politischen
Mobilisierung für Ziele, die nicht nur an
die Interessen, sondern auch an die Ge-
müter appellieren. Neue Verfassungen
[das betrifft den EU-Verfassungskon-
vent/Verf.] waren bisher historische Ant-
worten auf Krisensituationen. Aber wo
sind die Krisen,denen die im Ganzen eher
wohlhabenden und friedlichen westeu-
ropäischen Gesellschaften heute begeg-
nen müssten? Die Transformationsgesell-
schaften in Mitteleuropa, die der Euro-
päischen Union beitreten wollen, müssen
in der Tat mit den extremen Herausfor-
derungen eines Systemsbruchs fertig
werden – aber deren Antwort war die
Rückkehr zum Nationalstaat. In diesen
Ländern besteht erst recht kein Enthusi-
asmus für die Übertragung von jüngst
wiedergewonnenen Souveränitätsrech-
ten auf europäische Instanzen.

Angesichts der fehlenden Motivation
auf beiden Seiten wird freilich das Un-
genügen ausschließlich ökonomischer
Gründe nur umso deutlicher. Diese müs-
sen sich mit Ideen ganz anderer Art ver-
binden, um in den Mitgliedstaaten natio-
nale Mehrheiten für eine Veränderung des
politischen Status quo zu gewinnen – sa-
gen wir, mit der Idee der Bewahrung ei-
ner spezifischen, heute in Gefahr gerate-
nen Kultur und Lebensform. Die große
Masse der europäischen Bürger fühlt sich
eins in dem Interesse an der Verteidigung
einer Lebensform, die sie, in den begün-
stigten Regionen diesseits des Eisernen
Vorhangs, während des zweiten Drittels
des vergangenen Jahrhundert … entwi-
ckeln konnte. Gewiss war ein schnelles
Wirtschaftswachstum die Grundlage für
einen Sozialstaat, in dessen Rahmen sich
die europäischen Nachkriegsgesellschaf-
ten regeneriert haben. Aber als Ergebnis
dieser Regeneration zählt nur eins – Le-
bensweisen, in denen sich auf der Grund-
lage von Wohlstand und Sicherheit der
Reichtum und die nationale Vielfalt einer
über Jahrhunderte zurückreichenden,at-
traktiv erneuerten Kultur ausdifferen-
ziert hat.

Die ökonomischen Vorteile der euro-
päischen Einigung zählen als Argument
für einen weiteren Ausbau der EU nur im
Kontext einer über die wirtschaftliche
Dimension weit hinausgreifenden kultu-
rellen Anziehungskraft. Die Bedrohung
dieser Lebensform, und der Wunsch nach
ihrer Erhaltung, stachelt zur Vision eines
künftigen Europas an, das es mit den ak-
tuellen Herausforderungen noch einmal
innovativ aufnehmen will“.1 Wenn man
sich in das Selbstverständnis hineinzu-
denken sucht, das dieser abschließenden
Feststellung zugrunde zu liegen scheint,
dann ergibt sich hier jenseits der bereits
laufenden – menschenverachtenden –
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Abwehr der Immigration (aus den von
der westeuropäischen Einwirkung be-
troffenen Weltregionen) eine weitere spe-
zifische „Herausforderung“. Das betrifft
in erster Linie die Meisterung einer Auf-
gabe, die der Autor des Aufrufs bzw. des
Vortrags an diversen Stellen benennt:
Nämlich dort,wo er deutlich macht – dass
er von Europa im Sinne einer Ausdeh-
nung Westeuropas auf den gesamten
übrigen (geographischen) Kontinent
spricht. In diesem Zusammenhang droht
„Gefahr“ für die westeuropäische Le-
bensform – aus der Gegenwehr gegen je-
ne Expansion. Tatsächlich birgt der
selbstverständliche Gebrauch eines sol-
chen Begriffs von „Europa“ nicht nur ein
implizites Einverständnis in Richtung

Subordination bzw. Assimilation  des
nicht-westeuropäischen Teils des Konti-
nents. Sondern dieser selbstverständli-
che Gebrauch eines solchen Begriffs von
Europa zielt v. a. auch ab auf die gleiche
Gesinnung bei den Adressaten des Auf-
rufs bzw. wähnt sich dort dieser gleichen
Gesinnung sicher. Der Aufruf macht sich
solchermaßen selbst zum ideologisch-po-
litischen Hebel jener Expansion, was
nicht aus Versehen passiert sein kann.
Dies gilt es deswegen besonders festzu-
halten, weil der Autor sehr wohl weiß
[und das wiederum weiß der Verfasser
dieser Zeilen – als ehemaliger Diplomand
bzw. Doktorand am Habermasschen
Frankfurter Lehrstuhl, Ende der 60er/
Anfang der 70er Jahre…], was jeder ge-

schichtlich interessierte Mensch eben-
falls weiß: 

Es gab niemals – oberhalb des bloß
geographischen Begriffs – das eine Euro-
pa. Es existierten stets mindestens zwei
Europas. Und aus dem Gefüge des einen,
des westlichen bzw. des „abendländi-
schen“, Europas heraus haben sich jene
zentralkontinentalen deutschsprachigen
Imperien entwickelt, die das andere (öst-
liche) Europa als ihren Expansionsraum
begriffen. Tatsächlich ist – um den Hin-
weis im o. a. Vortrag auf den „Eisernen
Vorhang“ aufzugreifen! – die bis in die
Zeit der Karolinger zurückreichende his-
torische Kontinuität der deutschsprachi-
gen Ostexpansion bzw. Kolonisierung
und Re-Kolonisierung erst wirklich

Unsere 
Erneuerung
Nach dem Krieg: Die Wiedergeburt 
Europas / Von Jacques Derrida und
Jürgen Habermas

Jürgen Habermas und mir liegt es
am Herzen, diese Analyse, die zu-
gleich ein Aufruf ist, gemeinsam
zu unterzeichnen. Wir halten es
heute für notwendig und drin-
gend, daß ungeachtet der Ausein-
andersetzungen, die uns in der
Vergangenheit getrennt haben
mögen, deutsche und französische
Philosophen ihre Stimme gemein-
sam erheben. Dieser Text wurde…
von Jürgen Habermas verfaßt.
[…]. Ich habe vorgeschlagen, daß
ich diesen Aufruf mit unterzeich-
ne. Ich teile dessen maßgebliche
Prämissen und Perspektiven..[…].
Von Jürgen Habermas und mir er-
scheint in den Vereinigten Staaten
in wenigen Tagen ein Buch mit
zwei Gesprächen, die jeder von
uns in New York nach dem 11.Sep-
tember 2002 geführt hat. Bei allen
offenkundigen Unterschieden in
unseren Ansätzen und Argumen-
tationen berühren sich auch hier

unsere Ansichten im Hinblick auf die Zu-
kunft der Institutionen des internationa-
len Rechts und die neuen Aufgaben für
Europa.
JACQUES DERRIDA 

Zwei Daten sollten wir nicht vergessen:
nicht den Tag, an dem die Zeitungen ih-
ren verblüfften Lesern von jener Loyali-
tätsbekundung gegenüber Bush Mittei-
lung machten, zu der der spanische Mi-
nisterpräsident die kriegswilligen euro-
päischen Regierungen hinter dem Rü-
cken der anderen EU-Kollegen eingela-
den hatte; aber ebensowenig den 15. Fe-
bruar 2003, als die demonstrierenden
Massen in London und Rom, Madrid und
Barcelona, Berlin und Paris auf diesen
Handstreich reagierten. Die Gleichzei-
tigkeit dieser überwältigenden Demon-
strationen – der größten seit dem Ende
des Zweiten Weltkrieges – könnte rück-
blickend als Signal für die Geburt einer
europäischen Öffentlichkeit in die Ge-
schichtsbücher eingehen. – […].

Die künftige Verfassung wird uns ei-
nen europäischen Außenminister besche-
ren. Aber was hilft ein neues Amt, solan-
ge sich die Regierungen nicht auf eine ge-
meinsame Politik einigen? […]. Einstwei-
len sind wohl nur die kerneuropäischen
Mitgliedstaaten bereit, der EU gewisse
staatliche Qualitäten zu verleihen. Was

tun, wenn sich nur diese Länder auf eine
Definition „eigener Interessen“ einigen
können? Wenn Europa nicht ausein-
anderfallen soll, müssen diese Länder
jetzt von dem in Nizza beschlossenen Me-
chanismus der „verstärkten Zusammen-
arbeit“ Gebrauch machen, um in einem
„Europa der verschiedenen Geschwin-
digkeiten“ mit einer gemeinsamen Au-
ßen-, Sicherheits- und Verteidigungspo-
litik den Anfang zu machen. Davon wird
eine Sogwirkung ausgehen, der sich die
anderen Mitglieder – zunächst in der Eu-
rozone – nicht auf Dauer werden entzie-
hen können. Im Rahmen der künftigen
europäischen Verfassung darf und kann
es keinen Separatismus geben.Vorange-
hen heißt nicht ausschließen. Das avant-
gardistische Kerneuropa darf sich nicht
zu einem Kleineuropa verfestigen; es muß
– wie so oft – die Lokomotive sein.Die en-
ger kooperierenden Mitgliedstaaten der
EU werden schon aus eigenem Interesse
die Türen offenhalten. Durch diese Türen
werden die Eingeladenen um so eher ein-
treten, je früher Kerneuropa auch nach
außen handlungsfähig wird und beweist,
daß in einer komplexen Weltgesellschaft
nicht nur Divisionen zählen, sondern die
weiche Macht von Verhandlungsagenden,
Beziehungen und ökonomischen Vortei-
len. – […]

Die Politik eines weiteren Ausbaus der
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Mehrere hunderttausend Menschen demonstrierten am 15.2. auch in zahlreichen Städten der USA gegen den Irak-Krieg
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durch die Potsdamer Nachkriegsordnung
(1945/46) auf ihren Ausgangspunkt zu-
rückgeworfen worden. Der nachfolgende
Status quo verdankte sich seiner militä-
rischen Verbürgung,die angedeutet ist im
Stichwort „Eiserner Vorhang“: Diese
ruhte – nicht zuletzt – in der Verfügungs-
gewalt über Atomwaffen aufseiten aller
Mächte der Antihitler-Koalition, ob nun
diesseits oder jenseits des angesproche-
nen „Vorhangs“ – sowie im (oben ange-
sprochenen) auferlegten Verzicht der
BRD auf solche Waffen. Es ist bemer-
kenswert, wie sich diese Sache aufgegrif-
fen findet im o. a.Vortrag. Nachdem Ha-
bermas das Westeuropa-
Projekt zunächst in seiner
ursprünglichen Funktion
als Schutz vor Deutschland
(durch Einbindung
Deutschlands) erörtert hat,
gelangt er im Verlaufe sei-
ner Darlegungen schließ-
lich an jenen Punkt, wo er –
unter Heranziehung einer
entsprechenden Aussage
des ehemaligen französi-
schen Ministerpräsidenten
Jospin – eingehen kann auf
das deutsch-französische
Kerneuropa-Projekt bzw.
auf die bilaterale Nutzung
des in Nizza vereinbarten
Mechanismus der verstärk-
ten Zusammenarbeit: „Ei-
ne nüchterne Interessenab-
wägung kann die französi-
sche und die deutsche Re-

gierung veranlassen, … erneut die Initi-
ative zu ergreifen. Die International Her-
ald Tribune gibt dazu den trockenen
Kommentar: ,Letztlich werden die Fran-
zosen bereit sein müssen, einen gewissen
Preis dafür zu zahlen – dass Berlin nicht
die Hauptstadt Europas wird [eigene
Übers., d.Verf.]‘ (June 12, 2001). Und auf
der Linie [der] Genscher-Fischerschen
Außenpolitik sind wir klug beraten, dem
zuzustimmen“.2 

Vor diesem Hintergrund machen die
eingangs angesprochenen Erklärungen
der insgesamt 18 EU-Staaten bzw. EU-
interessierten Staaten vom 31. Januar

und vom 8. Februar 2003 insofern v. a. die
Besorgnis vor einer Entwicklung deut-
lich, die – zugleich mit der Ersetzung der
Nachkriegsordnung von 1945/46 durch
eine kontinentale Unionsordnung – bei-
tragen könnte zur Entfesselung von
Kräften, die bislang niedergeworfen
schienen. Hier haben jene Feststellungen
(z. B. von polnischer oder von tschechi-
scher Seite) ihren Ursprung, die die Aus-
dehnung Westeuropas auf ihr Territorium
– unter deutsch-französischer Anführer-
schaft! – als einen Kolonisierungsakt be-
greifen: ähnlich der Einverleibung der
DDR durch die BRD. Und hier wurzelt

EU stößt heute allerdings an die Grenzen
der Mittel administrativer Steuerung.
Bisher haben die funktionalen Imperati-
ve der Herstellung eines gemeinsamen
Wirtschafts- und Währungsgebietes Re-
formen vorangetrieben. Diese Antriebs-
kräfte sind erschöpft. Eine gestaltende
Politik,die den Mitgliedstaaten nicht nur
die Beseitigung von Wettbewerbshinder-
nissen, sondern einen gemeinsamen
Willen abverlangt, ist auf die Motive und
die Gesinnungen der Bürger selbst ange-
wiesen. […].Das bringt die Frage der „eu-
ropäischen Identität“ ins Spiel. […]. Gibt
es historische Erfahrungen, Traditionen
und Errungenschaften, die für europäi-
sche Bürger das Bewußtsein eines ge-
meinsam erlittenen und gemeinsam zu
gestaltenden politischen Schicksals stif-
ten? […].

[…]. Im dritten Viertel des zwanzigsten
Jahrhunderts hat Europa diesseits des
Eisernen Vorhangs nach den Worten von
Eric Hobsbawm sein „goldenes Zeital-
ter“ erlebt. Seit damals werden Züge ei-
ner gemeinsamen politischen Mentalität
erkennbar, so daß die anderen in uns oft
den Europäer eher wahrnehmen als den
Deutschen oder den Franzosen… Die
Konstellation, die es den begünstigten
Westeuropäern im Schatten des Kalten
Krieges erlaubt hat, eine solche Menta-
lität zu entwickeln, ist seit 1989/90 zer-

fallen. Der 15. Februar zeigt aber, daß die
Mentalität selbst ihren Entstehungskon-
text überlebt hat. Das erklärt auch, wa-
rum sich das „alte Europa“ durch die for-
sche Hegemonialpolitik der verbündeten
Supermacht herausgefordert sieht. Und
warum so viele in Europa, die den Sturz
Saddams als Befreiung begrüßen, den
völkerrechtswidrigen Charakter der ein-
seitigen, präventiven, ebenso verwirrend
wie unzureichend begründeten Invasion
ablehnen.Allein wie stabil ist diese Men-
talität? Hat sie Wurzeln in tiefer reichen-
den historischen Erfahrungen und Tradi-
tionen? – […]. Die Unterscheidung zwi-
schen dem Erbe, das wir antreten, und
dem, welches wir zurückweisen wollen,
verlangt ebensoviel Umsicht wie die Ent-
scheidung über die Lesart, in der wir es
uns aneignen. Historische Erfahrungen
kandidieren nur für eine bewußte Aneig-
nung, ohne die sie eine identitätsbilden-
de Kraft nicht erlangen. Zum Schluß ei-
nige Stichworte zu solchen „Kandida-
ten“, in deren Licht die europäische
Nachkriegsmentalität ein schärferes
Profil gewinnen könnte.

[1.] Das Verhältnis von Staat und Kirche
hat sich im modernen Europa diesseits
und jenseits der Pyrenäen, nördlich und
südlich der Alpen, westlich und östlich
des Rheins anders entwickelt. Die welt-

anschauliche Neutralität der Staatsge-
walt hat in verschiedenen europäischen
Ländern eine jeweils andere rechtliche
Gestalt angenommen.Aber innerhalb der
zivilen Gesellschaft nimmt die Religion
überall eine ähnlich unpolitische Stel-
lung ein. Auch wenn man diese gesell-
schaftliche Privatisierung des Glaubens
unter anderen Aspekten bedauern mag,
hat sie für die politische Kultur eine wün-
schenswerte Konsequenz. In unseren
Breiten ist ein Präsident, der seine täg-
lichen Amtsgeschäfte mit öffentlichem
Gebet beginnt und seine folgenreichen
politischen Entscheidungen mit einer
göttlichen Mission in Verbindung bringt,
schwer vorstellbar.

[2.] Die Emanzipation der Bürgerge-
sellschaft aus der Vormundschaft eines
absolutistischen Regimes war nicht über-
all in Europa mit der Inbesitznahme und
der demokratischen Umformung des mo-
dernen Verwaltungsstaates verflochten.
Aber die ideelle Ausstrahlung der Fran-
zösischen Revolution über ganz Europa
erklärt unter anderem, warum hier die
Politik in beiderlei Gestalt – sowohl als
Medium der Freiheitssicherung wie als
Organisationsmacht – positiv besetzt ist.
Hingegen verband sich die Durchsetzung
des Kapitalismus mit scharfen Klassen-
gegensätzen. Diese Erinnerung verhin-
dert eine ebenso unvoreingenommene

Die Marienburg, seit 1309 Sitz des

Hochmeisters des Deutschen Ordens,

dieses Instruments der Ostkolonisation.

1283 vermerkte der Ordenschronist:

„Ende des Krieges mit den Pruzzen und

Beginn des Krieges mit den Litauern. Im

Jahre 1283 dieser Zeit, als 53 Jahre seit

Beginn des Krieges gegen die Pruzzen

vergangen waren und alle Völker in die-

sem Land besiegt oder ausgelöscht wa-

ren, so dass nicht einer übrig blieb, der

sich dem Kreuz der heiligen römischen

Kirche nicht demütig unterwarf, haben

die Brüder vom Deutschen Orden gegen

jene Völkerschaft, die jenseits des Flus-

ses Memel im Lande Lithauen wohnt …

den Krieg in derselben Weise (wie ge-

gen die Pruzzen) begonnen.“ (Zitiert

nach: „Die Eroberungszüge des

Deutschherrenordens gegen die Völker

des Ostens“,  KVZ, Reihe zur deutschen

Geschichte 1, Frankfurt  a.M.1977
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auch jene Rückversicherung in Richtung
NATO bzw.USA: eine Rückversicherung,
um deren zweischneidigen Charakter
man sehr wohl weiß. Aber hier wird das
Wissen um die aktuellen (manipulativen)
Absichten seitens der US-Regierung weit
überwogen vom Wissen um die kontinu-
ierliche Mitwirkung der US-Seite in Sa-
chen Aufrechterhaltung des Status quo
von 1945/46: Das betrifft z. B. die aus-
drückliche Bekräftigung der territoria-
len Bestimmungen sowie der Aussied-
lungs-Bestimmungen im Potsdamer Ab-
kommen aus Anlass der deutsch-tsche-
choslowakischen Verhandlungen in den
70er Jahren. Und das betrifft z. B. die Er-
zwingung der ausdrücklichen Annerken-
nung der Potsdamer Festlegungen in Sa-
chen Oder-Neiße-Linie bzw. polnische
Westgrenze durch Deutschland im Zwei-
Plus-Vier-Vertrag (1989/90), sowie die
Erzwingung der Stornierung jener
Grundgesetzbestimmungen,die als Legi-
timation für eine weitere Grenzrevi-
sionspolitik hätten genutzt werden kön-
nen. Und das betrifft z. B. auch jene von
den USA ausgehende Initiative (90erJah-
re) in Richtung Entschädigung der ehe-
maligen Zwangsarbeiter bzw. Arbeits-
sklaven des NS-Regimes.

Die Frontstellung, die Habermas zu
Beginn seines Aufrufs zu suggerieren
sucht durch jene oben behandelte Tatsa-
chenklitterung, zielt auf die Ausblen-
dung von solchen historischen bzw. ak-
tuellen Zusammenhängen. Diese Absicht
manifestiert sich erneut im Schlussteil
des Aufrufs, wo es – entgegen dem dort

explizit so formulierten Anspruch! –
überhaupt nicht um bewusste Aneignung
historischer Erfahrungen geht. Stattdes-
sen findet dort sorgfältige (Aus-) Sortie-
rung des geschichtlichen Erbes statt –
entlang einer Linie, die Zweifel bzw.
Skrupel bezüglich der eigenen Teilhabe
an der kerneuropäischen Zurichtung des
EU-Projekts möglichst niedrig halten
bzw. eliminieren soll. Studiert man diese
Schlussteil-Punkte auf ihren analyti-
schen Gehalt hin, dann fällt sofort die
Vermeidung jeglichen Tiefgangs auf.Hier
soll offenkundig eine oberflächliche, ein-
geschränkte Sicht der Dinge etabliert
bzw. konserviert werden – für ein ganz
bestimmtes Publikum und dessen sozia-
les Umfeld:

Wenn man sich noch einmal vergegen-
wärtigt, wer seinen Schnitt machen
konnte im Gefolge der „Wiedervereini-
gung Deutschlands“ – und wer nicht,
dann mag man eine ungefähre Vorstel-
lung haben von den Gewinn- und Ver-
lustträgern im Gefolge der „Wiederver-
einigung Europas“. Soll in diesem Vor-
gang ein erfolgreiches Aufrechterhalten
der eigenen Lebensform Platz greifen,
dann muss zwar nicht im selben Umfang
wie im Fall des DDR-Anschlusses eine
Besitzstandswahrung via Annullierung
annähernd sämtlicher Qualifikationen
plus nachfolgendem Personalaustausch
stattfinden. Aber es muss immerhin er-
folgreiche Besitzstandswahrung via se-
lektiver Rekrutierung plus Anbindung
Gleichgesinnter stattfinden – so was
kann schwerlich ohne Gewaltanwen-

dung vonstatten gehen. Der Aufruf – und
das stimmt ungemein nachdenklich! –
birgt in Wahrheit ein schlimmes Stück
Aufhetzung in sich: gegen die US-Seite
ebenso wie gegen die Seite des nicht-
westeuropäischen Kontinents. Diese bei-
den  Seiten werden faktisch aufbereitet
als Fronten, gegen die jene o. a. Lebens-
weise „verteidigt“ werden muss. Insofern
stellt diese Aufhetzung eine Vorweg-Le-
gitimierung zukünftiger Gewaltanwen-
dung Kerneuropas gegen Resteuropa dar.
Darin liegt das schlimme bzw. traurige
Fazit beschlossen, das sich ziehen lässt
aus dem hier erörterten Aufruf. huh

Quellen:
1 Jürgen Habermas/“Warum braucht Europa ei-

ne Verfassung? Nur als politisches Gemeinwe-
sen kann der Kontinent seine in Gefahr gera-
tene Kultur- und Lebensform verteidigen“
http//www.zeit.de/2001/27/Politik/
200127_verfassung_lang.html, S. 4 -5

2 dito, S. 15

weitere Quellen:
Robert Bartlett, „Die Geburt Europas aus dem

Geist der Gewalt – Eroberung, Kolonisierung
und kultureller Wandel von 950 bis 1350“[aus
dem Englischen: „The Making of Europe…“],
München 1996

John Lukacs, „Der letzte europäische Krieg 1939-
1941“[aus dem Amerikanischen: „The last Eu-
ropean war …“], Stuttgart 1978

Entwurf für eine Denkschrift des Auswärtigen
Amtes über die Schaffung eines ‚Europäischen
Staatenbundes‘ (9. Sept. 1943) – abgedruckt in:
„Anatomie der Aggression [Dokumenten-
Sammlung]“, Berlin/DDR 1972 – Dok. Nr. 44,
S. 203-215; und in: Reinhard Opitz/“Europas-
trategien des deutschen Kapitals 1900-1945“;
Dok. Nr. 147, S. 957-966   

Einschätzung des Marktes. Die verschie-
dene Bewertung von Politik und Markt
mag die Europäer in ihrem Vertrauen auf
die zivilisierende Gestaltungsmacht ei-
nes Staates bestärken, von dem sie auch
die Korrektur von „Marktversagen“ er-
warten.

[3.] Das aus der Französischen Revo-
lution hervorgegangene Parteiensystem
ist oft kopiert worden. Aber nur in Euro-
pa dient es auch einem ideologischen
Wettbewerb, der die sozialpathologi-
schen Folgen der kapitalistischen Mo-
dernisierung einer fortgesetzten politi-
schen Bewertung unterzieht. Das fördert
die Sensibilität der Bürger für Parado-
xien des Fortschritts. Im Streit der kon-
servativen, liberalen und sozialistischen
Deutungen geht es um die Abwägung von
zwei Aspekten: Überwiegen die Verluste,
die mit der Desintegration schützender
traditionaler Lebensformen eintreten,
die Gewinne eines schimärischen Fort-
schritts? Oder überwiegen die Gewinne,
die die Prozesse schöpferischer Zerstö-
rung heute für morgen in Aussicht stel-
len,die Schmerzen der Modernisierungs-
verlierer?

[4.] In Europa sind die lange nachwir-
kenden Klassenunterschiede von den Be-
troffenen als ein Schicksal erfahren wor-
den, das nur durch kollektives Handeln
abgewendet werden konnte. So hat sich

im Kontext von Arbeiterbewegungen
und christlich-sozialen Überlieferungen
ein solidaristisches, auf gleichmäßige
Versorgung abzielendes Ethos des Kamp-
fes für „mehr soziale Gerechtigkeit“ ge-
gen ein individualistisches Ethos der
Leistungsgerechtigkeit durchgesetzt,das
krasse soziale Ungleichheiten in Kauf
nimmt.

[5.] Das heutige Europa ist durch die
Erfahrungen der totalitären Regime des
zwanzigsten Jahrhunderts und durch den
Holocaust – die Verfolgung und Vernich-
tung der europäischen Juden, in die das
NS-Regime auch die Gesellschaften der
eroberten Länder verstrickt hat – ge-
zeichnet. Die selbstkritischen Ausein-
andersetzungen über diese Vergangen-
heit haben die moralischen Grundlagen
der Politik in Erinnerung gerufen. Eine
erhöhte Sensibilität für Verletzungen der
persönlichen und der körperlichen Inte-
grität spiegelt sich unter anderem darin,
daß Europarat und EU den Verzicht auf
die Todesstrafe zur Beitrittsbedingung
erhoben haben.

[6.] Eine bellizistische Vergangenheit
hat einst alle europäischen Nationen in
blutige Auseinandersetzungen ver-
strickt. Aus den Erfahrungen der militä-
rischen und geistigen Mobilisierung ge-
geneinander haben sie nach dem Zweiten
Weltkrieg die Konsequenz gezogen, neue

supranationale Formen der Kooperation
zu entwickeln. Die Erfolgsgeschichte der
Europäischen Union hat die Europäer in
der Überzeugung bestärkt, daß die Do-
mestizierung staatlicher Gewaltaus-
übung auch auf globaler Ebene eine
gegenseitige Einschränkung souveräner
Handlungsspielräume verlangt.

[7.] Jede der großen europäischen Na-
tionen hat eine Blüte imperialer Macht-
entfaltung erlebt und, was in unserem
Kontext wichtiger ist, die Erfahrung des
Verlusts eines Imperiums verarbeiten
müssen.Diese Abstiegserfahrung verbin-
det sich in vielen Fällen mit dem Verlust
von Kolonialreichen. Mit dem wachsen-
den Abstand von imperialer Herrschaft
und Kolonialgeschichte haben die euro-
päischen Mächte auch die Chance erhal-
ten, eine reflexive Distanz zu sich einzu-
nehmen. So konnten sie lernen, aus der
Perspektive der Besiegten sich selbst in
der zweifelhaften Rolle von Siegern
wahrzunehmen, die für die Gewalt einer
oktroyierten und entwurzelnden Moder-
nisierung zur Rechenschaft gezogen wer-
den. Das könnte die Abkehr vom Euro-
zentrismus befördert und die kantische
Hoffnung auf eine Weltinnenpolitik be-
flügelt haben.
Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung,
31.05.2003, Nr. 125 / Seite 33 (Numme-
rierung des Schlussteils nicht im Orig.)
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Weltpolitik und gesellschaftliche

Prozesse aus demographischer Sicht

„Weltmacht USA – ein
Nachruf“

So lautet der Titel eines Buches des Demo-
graphen E. Todd, das seit seinem Erscheinen
in Frankreich im September 2002 auch unter
Linken für Gesprächsstoff sorgt.

„Ein halbes Jahrhundert lang standen die
Vereinigten Staaten für politische und
wirtschaftliche Freiheit, aber heute er-
scheinen sie immer mehr als ein Faktor der
internationalen Unordnung, und wo sie
können, fördern sie Instabilität und Kon-
flikte“,behauptet der Autor und nimmt in
Anspruch,eine Erklärung der aggressiven
Außenpolitik der US-Administration zu
liefern. In Wirklichkeit, so seine These,
seien die USA heute wirtschaftlich und
politisch vom Rest der Welt abhängig und
im Niedergang. Der von der Bush-Admi-
nistration propagierte Kampf gegen „die
von ihr erfundene ‚Achse des Bösen‘“ sol-
le von dieser Tatsache nur ablenken und
den USA erlauben, ihre Vormachtstellung
in der Welt durch das einzige verbliebene
Faustpfand – ihr enormes militärisches
Übergewicht – weiter zu verlängern.Krie-
ge gegen von vornherein unterlegene Geg-
ner seien so aus US-Sicht logisch, würden
in die internationalen Beziehungen aber
erstmals in der langen Ära der US-Vor-
macht ein neues, irrationales Element von
Unsicherheit und Spannung hineintra-
gen. Statt Spannungen abzubauen und
Probleme zu lösen, verfolge die neue US-
Administration das genaue Gegenteil: Sie
schüre künstlich Spannungen, handle
zum Teil direkt unkalkulierbar und schaf-
fe so neue Probleme,um ihre Vorherrschaft
in der Welt trotz ökonomischem Nieder-
gang weiter zu verteidigen.

Unwillkürlich fallen dazu Beispiele der
letzten Zeit ein: Der Eroberungskrieg ge-
gen den Irak, Drohungen Rumsfelds an
die Adresse Belgiens, die pauschale Frei-
stellung von US-Soldaten von jeder Straf-
verfolgung durch den  internationalen
Strafgerichtshof, die gegen alle Rechts-
normen verstoßende Inhaftierung  angeb-
licher Al-Quaida-Angehöriger auf dem
US-Stützpunkt Guantanamo usw.

Hauptbegründung für diesen wieder
einmal beschworenen angeblichen Nie-
dergang der USA ist bei Todd aber das
enorme Außenhandelsdefizit der USA.
Tatsächlich exportierten die USA 2002
fast 500 Mrd.$ weniger Waren und Dienst-
leistungen in alle Welt, als sie im gleichen
Zeitraum importierten. Einige Zahlen für
2001: 83 Mrd. $  Handelsdefizit gegenüber
China, 68 Mrd. mit Japan, 60 Mrd. ge-
genüber der EU, 30 Mrd. mit Mexiko, 13
Mrd. gegenüber Südkorea. Selbst Israel,
Russland und die Ukraine weisen einen
Handelsbilanzüberschuss in die USA auf.
Todd: „Das Erdöl, die Obsession der ame-
rikanischen Militärstrategie, erklärt bei-
spielsweise in 2001 nur 80 Milliarden des

gesamten Defizits, andere Produkte,
hauptsächlich verarbeitende Güter, sind
für 366 Milliarden Dollar Defizit verant-
wortlich.“ Selbst in Spitzentechnologien
wie Computer, Luftfahrt, Biotechnologie
fielen die USA zurück – Beispiel Airbus
contra Boeing oder der sich anbahnende
Konkurrenzkampf zwischen dem US-
amerikanischen Satellitensystem GPS
und dem europäischen Galileo-Projekt.

Diese und andere Anhaltspunkte spre-
chen sicher für die These Todds. Auf der
anderen Seite ist der „Niedergang der US-
Wirtschaft“ ein Dauerbrenner – manche
erinnern sich noch an entsprechende Lo-
sungen beim Regierungsantritt Reagans
vor 20 Jahren, später zu Beginn der Ära
Clinton etc. Insofern ist die These Todds
kein neuer Einfall. Trotz dieses oft be-
schworenen Niedergangs sind die USA
aber bekanntlich auch noch heute die mit
Abstand ökonomisch stärkste Macht –
und werden das vermutlich auch noch ein
paar Jahrzehnte bleiben. Insofern könn-
ten das Buch Todds schnell in die Ablage
„Wunschträume“ verschwinden. Zumal
die Behauptung des Autors, die USA hät-
ten 50 Jahre lang den Frieden und die Frei-
heit verteidigt, bei Linken mit Verweis auf
die Mc-Carthy-Ära, den Korea-Krieg, den
Vietnam-Krieg, den Putsch in Chile und
andere Verbrechen der letzten Jahrzehnte
sicher auf Widerspruch stößt.

Trotzdem lohnt das Buch.Denn der Au-
tor bedient nicht nur antiamerikanische
Ressentiments aus Sicht eines französi-
schen Liberalen. Er entwickelt auch The-
sen zur inneren Entwicklung – sowohl der
„entwickelten Gesellschaften“ wie auch
der sog. „dritten Welt“. Und da wird es
interessant.Wichtige Indizien für die Ent-
wicklungsrichtung von Gesellschaften
sind für Todd einerseits die allgemeine Al-
phabetisierung und generell die Ausgaben
für Bildung,zweitens die Entwicklung der
Geburtenraten. Eine weltweit zunehmen-
de Grundbildung und sinkende Raten von
Analphabetismus sind für ihn eine Erklä-
rung für die Stärkung demokratischer
Strukturen und Kräfte in vielen Teilen der
Welt.

In den reichen Gesellschaften dagegen
beobachtet er eine andere Tendenz, hin zu
einer neuen Oligarchie: „Die höheren und
vor allem die universitären Bildungssys-
teme führen in die geistige und ideologi-
sche Organisation der entwickelten Ge-
sellschaften wieder den Begriff der Un-
gleichheit ein. Nach einigem Zögern und
Überwindung des schlechten Gewissens
halten sich die ‚höher Gebildeten‘ schließ-
lich für überlegen. In den fortgeschritte-
nen Ländern entsteht eine neue Klasse,
auf die, grob geschätzt, 20 Prozent der Be-
völkerung und 50 Prozent der Wirt-
schaftskraft entfallen. Diese neue Klasse
hat zunehmend Schwierigkeiten damit,
sich dem Zwang des allgemeinen Wahl-
rechts zu unterwerfen.“ (Seite 33)

Diese Beobachtung Todds bestätigt an-
dere Studien, die von einer zunehmenden
Polarisierung der entwickelnden Gesell-
schaften sprechen, ebenso die schon län-

ger beobachtete Tendenz dieser Gesell-
schaften zur Exklusion (Ausschluss) gro-
ßer Teile der Bevölkerung aus wirklichen
Entscheidungsprozessen. Sie trifft sich
auch mit Thesen etwa des Kasseler Sozio-
logieprofessors Bude,dass der europaweit
zu beobachtende Rechtspopulismus und
Rassismus seine soziale Basis v.a. in den
Oberschichten und den von Statuspanik
getriebenen oberen Mittelschichten hat.
Sie passt zu der bundesdeutschen Zu-
wanderungs- und Asyldebatte ebenso wie
zu der Tatsache, dass die nun schon Jahr-
zehnte währende Verweigerung aller
staatsbürgerlichen Rechte für ein Zehntel
der Bevölkerung offenbar hierzulande
kaum noch jemanden wirklich stört – au-
ßer die direkt Betroffenen.

Dass ein hohes kulturelles Kapital – um
den gleichen Vorgang einmal mit bourdie-
uschen Kategorien zu beschreiben – nicht
nur demokratische Entwicklungen för-
dert, sondern im Gegenteil zu einer Olig-
archisierung und damit zu autoritären
Gesellschaften führen kann, sollte auf je-
den Fall zu denken geben.

Interessant und anregend sind auch
Todds Ausführungen zur Entwicklung der
Geburtenrate in vielen Ländern. Hierzu-
lande kennt man dieses Thema nur unter
„demographisch“ daherkommenden Ren-
tenkürzungsplänen. Todd dagegen ver-
weist auf den weltweiten Rückgang der
Geburtenrate – auch in muslimischen Ge-
sellschaften. Dieser Rückgang ist für ihn
ein Indikator für neue, modernere Ge-
schlechterverhältnisse – und zwar in Rich-
tung Emanzipation der Frau. Sinkende
Geburtenraten in muslimischen Ländern
führen ihn zu dem These, der islamische
„Fundamentalismus“ sei eine Gegenbe-
wegung gegen diese in Wirklichkeit statt-
findende Modernisierung – und werde
deshalb auch vermutlich unterliegen. Die
Halbierung der Kinderzahlen pro Frau im
Iran im Zeitraum 1981 bis 2001 ist für
Todd Anzeichen einer solchen inneren
Modernisierung – gegen die das Regime
der Mullahs zwar Widerstand leistet, ge-
gen die es aber letztlich verlieren werde.
Auch hier kann man sicher über die Zu-
lässigkeit solcher Schlüsse streiten. Aber
allein die Tatsache,dass der Autor auf die-
se Entwicklungen hinweist und damit
neugierig auf gesellschaftliche Prozesse
macht, die im großen Schlagabtausch der
Politik oft unbeachtet bleiben, ist ver-
dienstvoll.

Dass der Autor am Ende in Träumereien
verfällt über das Aufkommen eines neuen
„eurasischen“ Blocks in der Weltpolitik –
ähnliches soll zur Zeit in neofaschisti-
schen Kreisen „in“ sein – und seinen Anti-
Amerikanismus so weit treibt, dass ihm
bei Frauen wie Hillary Clinton Kastra-
tionsängste befallen, soll freilich hier
nicht verschwiegen werden. Wem das be-
rechtigterweise zu weit geht, sollte die
hinteren Kapitel des Buches einfach über-
schlagen. rül
Emmauel Todd, Weltmacht USA. Ein Nach-
ruf. Erschienen im Piper Verlag München
2003, 265 Seiten, 13 Euro.
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R 28. Juni, Berlin. Auf die Straße gegen die Zerschlagung der Ar-
beitslosenhilfe! Bundesweite Protestveranstaltung der regio-
nalen „Anti-Hartz-Bündnisse gegen die für vermutlich am 1.
Juli geplante Verabschiedung der Zusammenlegung von Sozi-
alhilfe und Arbeitslosenhilfe.

28. Juni, Berlin: Sonderparteitag der PDS

30. Juni - 4. Juli, Hamburg: 4. Europäischer Kongress zur Frie-
denserziehung, Die Waffen nieder - eine friedliche Welt ist mög-
lich! Anmeldung, Programm: Kongressbüro GEW Rothen-
baumchaussee 15, 20148 Hamburg, Tel. 040/44 73 49, Fax: 450
46 58, e-mail: peacecongress@gew-hamburg.de  Information:
Horst Bethge, Saseler Kamp 69a, 22393 Hamburg, Tel.+Fax:
040/6015212 E-mail: horst.bethge@T-online.de  • Hartmut
Ring, Gellertstr. 29, 22301 Hamburg, tel.+Fax: 040/2792353, E-
mail: ppf@ecolink.org  
Kongress-Web: http://www.ppf-germany-congress.org

5. Juli, Marburg: Eliten - Männerbünde - Vaterland: Tagung zur
Kritik von Korporationen. Konservative Eliten allgemein /
Überblick über studentische  Verbindungen / Innere Struktu-
ren / Männerbünde / Mensur / Deutsche Burschenschaft und
Neue Deutsche Burschenschaft / Deutschlandpolitik und Eu-
ropastrategien in der DB und NDB / Wingolf / Corps / Stu-
dentenverbindungen in der Schweiz / Männliche Elite / .... Nä-
here Infos: http://www.p-kw.de (Projekt Konservatimus und
Wissenschaft).

31. Juli bis 10. August, Köln: 6. Antirassistisches Grenzcamp
„Out of control“. Aufruf unter:
http://infoladen.de/koeln/fnb/camp/aufr_d.htm

1.-6. August, Münster: Die Welt ist rund... 2. Attac-Som-
merakademie,Themenschwerpunkte: 1.Wer regiert die Welt? 2.
Arbeit ohne Grenzen 3. Macht Demokratie! „Die Sommeraka-
demie soll eine Verbindung zwischen ‘Expertisen-Vermittlung’
und ‘Mitmach-Akademie’ sein. Das heißt, dass das Konzept so-
wohl die intensive Vermittlung von Fachwissen durch (interna-
tionale) ExpertInnen als auch die aktive Beteiligung der Teil-
nehmerInnen nach dem Motto ‘Lernen voneinander und mit-
einander’ zum Ziel hat. Es finden verschiedene Veranstal-
tungsformen statt: Workshops, Vorträge, offene Diskussionen,
Podiumsveranstaltungen u.a. Darüber hinaus gibt es ein Rah-
menprogramm mit Konzerten, Stadtführungen, Sport und ei-
nem Markt der Möglichkeiten.“ Sozialismus und WISSEN-
Transfer veranstalten am 2.8. im Rahmen der Sommerakade-
mie eine Plenumsdiskussion über Weltunordnung und Neuen
Imperialismus, u.a. mit Joachim Bischoff, David Harvey, Arno
Klönne, Mohssen Massarrat. Info: Attac-SOAK-Büro im Insti-
tut für Soziologie der Universität Münster,Scharnhorststr. 121,
Raum 508, 48151 Münster; Tel. 0251/832 4835 www.attac.de

7.-10. August, Sondershausen: Linke Sommerschule der ArGe
Konkrete Demokratie - Soziale Befreiung.Die ausführliche An-
kündigung erfolgt in der übernächsten Ausgabe dieser Zeitung.
Als Themen stehen bisher fest: AG Geschichte: Linke Bildungs-
und Schulkonzepte im 20. Jahrhundert. AG Philosophie: Bür-
ger, Medien, öffentliche Meinung. AG Wirtschaft: Fortsetzung
Bau- und Wohnungswirtschaft.Genauere Angaben in der näch-
sten Ausgabe.

29.-30. August, Hannover: Militärmacht Europa? - Friedenspo-
litische Alternativen - 2. Friedenspolitischer Kongress,Veran-
stalter: Friedensbüro Hannover, DFG-VK Niedersachsen/Bre-
men,BI Sozialismus,Pax Christi Hannover,Internationaler Ver-
söhnungsbund Gruppe Hannover, VHS Hannover, gewerk-
schaftliche Gruppen u.a. Hannover, Soziokulturelles Zentrum
Pavillon, Lister Meile 4, www.friedenskongress-hannover.de

1.-5.September,Bielefeld: Grundlinien einer alternativen Wirt-
schaftspolitik. ver.di-Bundesschule in Bielefeld, Sommerschu-
le der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, u.a. mit

Hermann Bömer, Heinz J. Bontrup, Rudolf Hickel, Jörg Huff-
schmid,Wilfried Kurtzke,Mario Leonhardt,Norbert Reuter, In-
go Schmidt, Margit Schratzenstaller, Klaus Steinitz, Axel
Troost und Joachim Trube, Info: Tel. 0421/9414480. www.me-
mo.uni-bremen.de memorandum@t-online.de

21. September, Bayern: Landtagswahl

27. September, Berlin: Freier Handel mit Bildung? Internatio-
naler Workshop zu GATS und die Zukunft der öffentlichen Bil-
dungssysteme,der Rosa-Luxemburg-Stiftung,der sich mit dem
Thema „GATS und die Zukunft der öffentlichen Bildungssys-
teme“ beschäftigen wird. Er findet am 27. September 2003 im
Konferenzsaal der Stiftung in 10243 Berlin, Franz-Mehring-
Platz 1 (Nähe Ostbahnhof), statt und wird gemeinsam mit Hel-
le Panke e.V. durchgeführt. Ihre Mitwirkung haben zugesagt:
Feleknas Uca (Mitglied des Europäischen Parlaments),Prof.Dr.
Christoph Scherrer (Universität Kassel, Verfasser mehrerer
Gutachten), Ulrich Thöne (Vorsitzender des GEW-Landesvor-
standes Berlin),Jürgen Klausenitzer (Bildungsökonom und Pu-
blizist, Frankfurt / Main), Nico Hirtt (Herausgeber und Chef-
redakteur der belgischen Zeitschrift „Die demokratische Schu-
le“), Horst Bethge (Sprecher der AG Bildungspolitik bei der
PDS,Hamburg),Dr.Andreas Keller (FU Berlin),Prof.Dr.Chris-
ta Uhlig (Mitherausgeberin des Jahrbuches für Pädagogik 2002,
Berlin). Für Rückfragen steht Volker Eichstedt, Rosa-Luxem-
burg-Stiftung, zur Verfügung. Tel.: 030 / 44 310 150. Um früh-
zeitige Anmeldung wird gebeten.
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